
 
 

 

 

 

 

 

N i e d e r s c h r i f t  

über die 66. - öffentliche - Sitzung 

des Ausschusses für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz 

am 21. September 2020 

Hannover, Landtagsgebäude 

 

 

Tagesordnung: Seite: 

1. a) Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Niedersächsischen Bauord-

nung  

Gesetzentwurf der Fraktion der FDP - Drs. 18/4497 

dazu: Eingabe 01862/09/18 

b) Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Niedersächsischen Bauord-

nung sowie zur Erleichterung der Schaffung von Wohnraum 

 Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und der Fraktion der CDU - Drs. 18/6975 

 Anhörung der Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbände ............... 7 

2. a) Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Ausfüh-

rungsgesetzes zum Bundesnaturschutzgesetz sowie weiterer Gesetze 

zum Naturschutzrecht 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 18/7041 

b) Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung des „Niedersächsischen Weges“ 

in Naturschutz-, Gewässerschutz- und Waldrecht 

Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und der Fraktion der CDU - Drs. 18/7368 

Unterrichtung durch Minister Lies ...................................................................... 11 

Aussprache ....................................................................................................... 11 

3. Unterrichtung durch die Landesregierung zum Verordnungsentwurf „Miet-

preisbremse“ 

 Unterrichtung ............................................................................................................ 19 

NIEDERSÄCHSISCHER LANDTAG 
18. WAHLPERIODE 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/04001-04500/18-04497.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/06501-07000/18-06975.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/07001-07500/18-07041.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/07001-07500/18-07368.pdf


Seite 2 Ausschuss für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz - 66. Sitzung am 21. September 2020 (öffentlich) 18. WP 

4. Keine Nachvollziehbarkeit bei Standortauswahl für atomares Logistikzent-

rum. Verfahren muss neu gestartet werden: Kriterien offenlegen - Abwä-

gungsprozesse transparent machen - Dialog von Anfang an! 

 Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 18/6682 

 Verfahrensfragen ...................................................................................................... 21 

5. Standortsuche eines Endlagers für hoch radioaktive Abfälle - die Rolle Nie-

dersachsens im Auswahlverfahren 

 Antrag der Fraktion der SPD, der Fraktion der CDU, der Fraktion Bündnis 90/Die 

Grünen und der Fraktion der FDP - Drs. 18/7359 

 Verfahrensfragen ...................................................................................................... 23 

6. Unterrichtung durch die Landesregierung zu den Lagerstätten-Leckagen im 

Ölförderfeld Emlichheim im Landkreis Grafschaft Bentheim 

 Unterrichtung ............................................................................................................ 25 

 Aussprache ............................................................................................................... 28 

7. Umweltbericht 2021 - Information über die Darreichungsform an den Aus-

schuss 

 Unterrichtung durch die Landesregierung ................................................................. 31 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/06501-07000/18-06682.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/07001-07500/18-07359.pdf


18. WP Ausschuss für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz - 66. Sitzung am 21. September 2020 (öffentlich) Seite 3 

Anwesend: 

Ausschussmitglieder: 

1. Abg. Axel Miesner (CDU), Vorsitzender 

2. Abg. Marcus Bosse (SPD) 
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9. Abg. Uwe Dorendorf (CDU) 

10. Abg. Christoph Eilers (i. V. d. Abg. Laura Hopmann) (CDU) 

11. Abg. Veronika Koch (i. V. d. Abg. Frank Oesterhelweg) (CDU) 

12. Abg. Dr. Frank Schmädeke (CDU) 

13. Abg. Miriam Staudte (i. V. d. Abg. Imke Byl) (GRÜNE) 

14. Abg. Horst Kortlang (FDP) 

15. Abg. Stefan Wirtz (AfD) 

 

 

Von der Landesregierung: 

Minister Lies (MU). 

 

 

Von der Landtagsverwaltung: 

Regierungsrätin Armbrecht. 

 

 

Vom Gesetzgebungs- und Beratungsdienst: 

Parlamentsrätin Brüggeshemke (Mitglied), 

Parlamentsrat Dr. Oppenborn-Reccius (Mitglied), 

Richterin am Amtsgericht Hengst. 

 

 

Niederschrift: 

Regierungsdirektor Dr. Bäse, 

Beschäftigter Ramm, 

Stenografischer Dienst. 

 

 

Sitzungsdauer: 14.00 Uhr bis 16.08 Uhr. 
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Außerhalb der Tagesordnung: 

Billigung von Niederschriften  

Der Ausschuss billigte die Niederschrift über die 

65. Sitzung. 

 

Terminplanung 

Nachdem der Ausschuss unter TOP 5 vereinbart 

hatte, am 6. Oktober 2020 vorzugsweise in der 

Plenarmittagspause zu einer Sitzung zusammen-

zukommen, kam er am Ende der Sitzung überein, 

auf die für den 28. September 2020 vorgesehene 

Sitzung zu verzichten. 

 

*** 
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Tagesordnungspunkt 1: 

a) Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der 

Niedersächsischen Bauordnung 

Gesetzentwurf der Fraktion der FDP - 

Drs. 18/4497 

dazu: Eingabe 01862/09/18 

b) Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der 

Niedersächsischen Bauordnung sowie zur 

Erleichterung der Schaffung von Wohn-

raum 

Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und der 

Fraktion der CDU - Drs. 18/6975 

Zu a) erste Beratung: 54. Sitzung am 10.09.2019 

federführend: AfUEBuK; 

mitberatend: AfRuV 

Zu b) direkt überwiesen am 07.07.2020 

federführend: AfUEBuK; 

mitberatend: AfRuV 

Zu a) und b)  zuletzt beraten: 62. Sitzung am 

15.07.2020 

 

Anhörung der Arbeitsgemeinschaft der kom-

munalen Spitzenverbände Niedersachsens 

Anwesend: 

- Hauptgeschäftsführer Dr. Arning (NST) 

- Referatsleiter Dr. Ruske (NST) 

- Geschäftsführer Dr. Schwind (NLT) 

- Beigeordneter Dr. Mehlhorn (NLT) 

- Präsident Dr. Trips (NSGB) 

Schriftliche Stellungnahme: Vorlage 9 

HGF Dr. Arning (NST) stellte die Eckpunkte der 

Stellungnahme vor; insoweit wird auf Vorlage 9 

verwiesen. 

Zu Artikel 1 - Änderung der Niedersächsi-

schen Bauordnung - Nrn. 1 und 6 a) unterstrich 

er in Ergänzung der Stellungnahme, sicherlich sei 

der Ausbau des Mobilfunks wichtig, aber er dürfe 

nicht isoliert gesehen werden. Von daher sollte 

der Gesetzgeber den Bedarf besser als in der 

Begründung zum Gesetzentwurf darlegen. Dazu 

sollte auch gehören, diesen Belang gegenüber 

anderen Belangen wie Nachbarschutz, Schutz 

des Eigentums etc. intensiver abzuwägen. 

Mit dem Regelungsvorschlag unter Nr. 6 c) solle 

der Einsatz einer mobilen Antennenanlage ver-

fahrensfrei gestellt werden, sofern sie nicht länger 

als 24 Monate - 3 Monate nach geltendem 

Recht - genutzt werde. In dieser Regelung sollte 

näher definiert werden, was „ortsveränderlich“ 

bedeute, z. B. „auf dem Boden ruhend“, „beweg-

lich“, „verankert“, „mit Fundament“, „ohne Fun-

dament“. Ferner führte die Neuregelung sicherlich 

zu einem erheblichen Vollzugsaufwand. Es werde 

befürchtet, dass anderweitige Regelungen für An-

tennenanlagen durch den Einsatz mobiler Anla-

gen unterlaufen würden. 

Zu Artikel 2 - Niedersächsisches Gesetz zur 

Erleichterung der Schaffung von Wohnraum 

(NESWoG) - § 2 Abs. 1 bis 3 regte Herr Dr. Ar-

ning an, den Begriff „Baulücke“ in Form einer 

konkreten Größenbestimmung näher zu definie-

ren, und erläuterte in Ergänzung zur Stellung-

nahme, dass auf diese Weise der Verwaltungs-

vollzug erleichtert und die Entscheidungen vor Ort 

vereinheitlicht werden könnten. Eine von Ort zu 

Ort unterschiedliche Auslegung des Begriffs 

„Baulücke“ erscheine nicht zielführend. 

Abg. Horst Kortlang (FDP) erkundigte sich, ob 

das in Nordrhein-Westfalen eingeführte Instru-

ment der referenziellen Baugenehmigung gemäß 

§ 66 der dortigen Bauordnung auch in Nieder-

sachsen genutzt werden solle. Dieses Verfahren 

ermögliche es, das übliche Baugenehmigungs-

verfahren für nur wenige Referenzbauten zu ertei-

len, wenn in einem Baugebiet mehrere bauglei-

che Gebäude errichtet werden sollten. Dieses In-

strument diene gleichermaßen der Verfahrensbe-

schleunigung und der Abmilderung des Fachkräf-

temangels. 

GF Dr. Schwind (NLT) meinte, der erwünschte 

Effekt werde durchaus auch mit der neuen Mög-

lichkeit der Typgenehmigung erzielt. Die Frage, 

ob im beschriebenen Fall - größeres Baufeld mit 

mehreren architekturgleichen Gebäuden - eine 

Typgenehmigung oder eine referenzielle Geneh-

migung erteilt werde, erscheine eher theoretisch-

dogmatischer Natur. Aus der kommunalen Praxis 

sei nicht der Wunsch nach der Einführung der re-

ferenziellen Genehmigung geäußert worden. 

In der Praxis sei davon auszugehen, dass die 

verschiedenen scheinbar gleichen Gebäude doch 

nicht in jeder Hinsicht identisch seien, z. B. nicht 

in Bezug auf die Lage zu Verkehrswegen, Bau-

grenzen, Leitungen, tragenden Wänden etc. Inso-

fern biete es sich an, mit dem Instrument der 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/04001-04500/18-04497.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/06501-07000/18-06975.pdf
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Typgenehmigung Erfahrungen in der Praxis zu 

sammeln. Zu prüfen wäre auch, ob Typgenehmi-

gungen bundesweit Gültigkeit haben könnten. 

Im Übrigen zeige die Erfahrung, dass Verwaltun-

gen schnell dazu kämen, gleichförmige Vorgänge 

gleichförmig zu behandeln. Bei einer größeren 

Zahl tatsächlich architekturgleicher Gebäude 

werde es also in der Praxis schnell zu einem rati-

onellen Vorgehen kommen, ohne dass dafür ein 

gesondertes Verfahren eingeführt werden müsse. 

Auf diese pragmatische Weise könne auch die 

Frage vermieden werden, wann vor Ort das refe-

renzielle Verfahren und wann das Typgenehmi-

gungsverfahren anzuwenden sei. 

Abg. Miriam Staudte (GRÜNE) begrüßte die 

Ausführungen in der Stellungnahme, gerade auch 

bezüglich der Abstandsregelungen unter Artikel 1 

Nrn. 1 und 6. Konkretisierungen in diesem Rege-

lungsbereich wären auch bezüglich der Wind-

energieanlagen wünschenswert; dieses Thema 

sorge für viele Diskussionen vor Ort und verlange 

von jeder Kommune, selbst aktiv zu werden. Eine 

landesweite Regelung zu diesem Thema erschei-

ne überfällig. 

Mit den Regelungen, die für den Aufbau von Mo-

bilfunkmasten vorgelegt worden seien, sei vor Ort 

Ärger geradezu vorprogrammiert. Zwar wolle je-

der überall guten Empfang haben, aber ob wirk-

lich überall die 5G-Technologie benötigt werde, 

sei zu hinterfragen. Insofern reiche es ihrer, Frau 

Staudtes, Ansicht nach nicht aus, nur die Be-

gründungen zu ergänzen, sondern die jetzt sehr 

weitgehenden Regelungsvorschläge an sich soll-

ten überarbeitet werden. 

Mindestanforderungen für den Bau von Spielplät-

zen stünden immer wieder auf der politischen Ta-

gesordnung, ebenso wie die Anforderungen an 

Pkw-Stellplätze. Wenn es bei einem Bauvorha-

ben nicht möglich sei, Stellplätze zu schaffen, sei 

ein Ablösebetrag an die Kommune zu zahlen. Ei-

ne vergleichbare Lösung gebe es im Spielplatz-

bereich nicht, obwohl beides die Infrastruktur für 

ein Wohngebäude auf Freiflächen betreffe. Mit 

einem Spielplatzablösebetrag könne die Kommu-

ne Spielflächen in der Nähe schaffen, so wie sie - 

im Prinzip - Stellplätze in der Nähe des neuen 

Gebäudes schaffe. 

Wie wichtig auch kleine Spielplätze seien, die nur 

für ein Mehrfamilienhaus gebaut würden, habe 

sich in der Corona-Krise gezeigt, als öffentliche 

Spielplätze gesperrt gewesen seien. 

Von daher plädiere sie, Frau Staudte, dafür, doch 

geringe Mindestanforderungen an einen Spielbe-

reich vorzusehen. 

GF Dr. Schwind (NLT) meinte einleitend, unbe-

stritten sei, dass Spielplätze erforderlich seien, 

und zielführend agierende Bauherren handelten 

auch danach. Die Bereithaltung ausreichender 

Spielplatzflächen sei von daher ein gesamtstäd-

tebauliches Problem und nicht speziell eines im 

Kontext der beschleunigten Schaffung von Wohn-

raum in Baulücken. 

Das übergeordnete Ziel des NESWoG sei die Er-

leichterung der Schaffung von Wohnraum, wes-

halb von der Einführung eines neuen Ablösesys-

tems eher abgesehen werden sollte, zumal das 

Stellplatz-Ablösesystem auch eingeführt worden 

sei, um Finanzmittel für die Förderung des ÖPNV 

zu generieren.  

Der NLT-Vertreter gab abschließend zu beden-

ken, dass sich nach dem gegenwärtigen Kennt-

nisstand Kinder auf Spielplätzen kaum gegensei-

tig ansteckten, weshalb sich die Kommunen wohl 

vehement gegen eine erneute Sperrung von öf-

fentlichen Spielplätzen bei einem neuerlichen 

Lockdown wenden würden. 

Bei der Diskussion sollte eine weitere Seite gese-

hen werden, wandte Abg. Miriam Staudte 

(GRÜNE) ein: Immer wieder sei zu hören, dass 

die Pflicht zur Schaffung von Pkw-Stellplätzen bei 

Neubauvorhaben wohl schon abgeschafft worden 

wäre, wenn es das Instrument der Ablösebeträ-

ge - zum Ausgleich des Verzichts auf die Schaf-

fung von Stellplätzen - nicht gäbe. 

Mit der Abschaffung der Verpflichtung, mit einem 

Wohnungsneubau auch für Pkw-Stellplätze zu 

sorgen, ließe sich der Wohnungsbau in Städten 

preiswerter gestalten und vereinfachen, zumal 

dort viele Menschen keinen Pkw mehr besitzen 

wollten. 

Als Einnahmequelle, antwortete GF Dr. Schwind 

(NLT), werde die Stellplatz-Ablöseregelung si-

cherlich nicht erhalten. Vielmehr zeige sich, dass 

immer noch sehr viele Menschen gerne das eige-

ne Auto vor der Haustür parkten; das gelte nicht 

nur für den ländlichen Raum, sondern auch für 

Mittelstädte und auch für weite Bereiche der 

Großstädte. Aber schon in den deutlich wachsen-

den Mittelstädten gebe es in den innerstädtischen 

Bereichen erhebliche Stellplatzprobleme, auf die 

man planerisch reagieren müsse. Und erfah-
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rungsgemäß hätten auch Menschen, die ganz 

überwiegend Wege mit dem Fahrrad und dem 

ÖPNV zurücklegten, gerne Zugriff auf einen Pkw. 

Mit der zunehmenden Nutzung von Elektroautos 

komme Stellplätzen an der eigenen Wohnung 

bzw. auf dem eigenen Grundstück eine neue Be-

deutung zu; denn angesichts einer eher geringen 

Zahl öffentlicher Ladestationen seien Wallboxen 

am eigenen Stellplatz besonders wichtig. Insofern 

unterstütze die Vorgabe, beim Neubau von 

Wohneinheiten auch Stellplätze zu schaffen, auch 

die Einführung der E-Mobilität. Auch auf längere 

Sicht sei damit zu rechnen, dass Pkw in möglichst 

großer Nähe zum eigenen Haus bzw. zur eigenen 

Wohnung geparkt werden sollten. 

HGF Dr. Arning (NST) warnte davor, bei dieser 

Diskussion den Blick zu stark auf Großstädte mit 

sehr gut ausgebautem ÖPNV zu lenken; dort sei-

en fraglos die Voraussetzungen erfüllt, meinte er, 

damit in bestimmten Bereichen bei Neubauten 

auf die Schaffung von Stellplätzen verzichtet wer-

den könne. Schon in größeren Mittelstädten sei 

der ÖPNV oftmals nicht so gut ausgebaut, als 

dass viele Bewohner auf die Möglichkeit des 

wohnungsnahen Pkw-Parkens verzichten wollten. 

Von daher werde die Verpflichtung, Stellplätze zu 

schaffen - bzw. die Ablösezahlung -, gerade von 

solchen Kommunen auch für die Zukunft gefor-

dert. 

* 

Ferner liegen schriftliche Stellungnahmen zu den 

Gesetzentwürfen von folgenden Verbänden vor 

(die Vorlagennummer bezieht sich jeweils auf die 

Drucksache 18/6975): 

- Haus & Grund Niedersachsen e. V. (Vorlage 1) 

- Landesvereinigung Bauwirtschaft Niedersach-

sen e. V. (Vorlage 2) 

- Baugewerbe-Verband Niedersachsen (Vorla-

ge 3) 

- Handwerkskammer Niedersachsen (Vorlage 4) 

- Verband der Wohnungs- und Immobilienwirt-

schaft in Niedersachsen und Bremen e.V. 

(Vorlage 5) 

- Architektenkammer Niedersachsen (Vorlage 6) 

- Deutsche Telekom AG (Vorlage 7) 

Der Deutsche Gewerkschaftsbund - Bezirk Nieder-

sachsen - Bremen - Sachsen-Anhalt verzichtete 

auf die Abgabe einer Stellungnahme (Vorlage 8). 

*** 
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Tagesordnungspunkt 2: 

a) Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 

Niedersächsischen Ausführungsgesetzes 

zum Bundesnaturschutzgesetz sowie wei-

terer Gesetze zum Naturschutzrecht  

Gesetzentwurf der Landesregierung - 

Drs. 18/7041 

b) Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung des 

„Niedersächsischen Weges“ in Natur-

schutz-, Gewässerschutz- und Waldrecht 

Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und der 

Fraktion der CDU - Drs. 18/7368  

Zu a) direkt überwiesen am 17.07.2020 

federführend: AfUEBuK; 

mitberatend: AfRuV; 

mitber. gem. § 27 Abs. 4 S. 1 GO LT: AfHuF; 

mitber. gem. § 28 Abs. 4 GO LT: AfELuV 

Zu b) erste Beratung: 82. Plenarsitzung am 

14.09.2020 

federführend: AfUEBuK; 

mitberatend: AfRuV, AfIuS, AfELuV; 

mitber. gem. § 27 Abs. 4 S. 1 GO LT: AfHuF 

Zu a) und b)  zuletzt behandelt: 65. Sitzung am 

14.09.2020 

 

Unterrichtung durch Herrn Minister Lies 

Minister Lies (MU): Es herrscht seit mehreren 

Jahren Einigkeit darüber, dass ein dringender 

Handlungsbedarf besteht, um mehr Natur-, Ar-

ten-, Umwelt- und Gewässerschutz zu erreichen. 

Dafür sollten wir nicht in Konkurrenz zueinander, 

sondern im konstruktiven Miteinander arbeiten.  

Grundsätzliches zum „Niedersächsischen Weg“ 

Genau dieses Miteinander gibt es nun. Den ge-

nauen Zeitplan habe ich im Parlament dargestellt, 

weshalb ich ihn hier nicht in aller Ausführlichkeit 

wiederholen möchte: Es begann am Abend des 

6. Januars 2020 mit sieben Beteiligten, die in den 

nächsten Monaten kontinuierlich und intensiv an 

diesem konstruktiven und zielgerichteten Weg 

gearbeitet haben. Dieses Vorhaben wurde am 

25. Mai 2020 mit der Rahmenvereinbarung „Der 

Niedersächsische Weg“ besiegelt. Bis zum 

28. August haben die Beteiligten gemeinsam die 

Gesetzestexte des „Niedersächsischen Weges“ 

erarbeitet, und dann wurde mit den Fraktionen 

über die Umsetzungsmöglichkeiten diskutiert. 

Das war insofern ungewöhnlich, als dass die 

Fraktionen zu diesem Zeitpunkt um die Zielset-

zung wussten, aber noch nicht in die entspre-

chenden Planungen involviert gewesen sind.  

Ich bin den Fraktionen der SPD und der CDU 

sehr dankbar dafür, dass sie diesen Weg, den wir 

über fast neun Monate hinweg beschritten haben, 

so konsequent mitgegangen sind, weil auch sie 

von ihm überzeugt sind.  

Die heute zur Diskussion stehenden Änderungen 

für das Niedersächsische Naturschutzgesetz, den 

Gewässerschutz und das Niedersächsische Ge-

setz über den Wald und die Landschaftsordnung 

sind Meilensteine der Weiterentwicklung im Ver-

gleich zum Status quo dieser Gesetze. Seit Jahr-

zehnten hat es keinen so konsequenten und klar 

definierten gemeinsamen Weg für mehr Umwelt-, 

Natur- und Artenschutz gegeben.  

Es ist entscheidend, nicht den Eindruck zu vermit-

teln, dass die formulierten Aufgaben nur von den 

genannten Akteuren erfüllt werden müssen - es 

ist keine alleinige Aufgabe der Umweltverbände 

und schon gar nicht der Landwirtschaft, sondern 

es ist unser aller Aufgabe. Dass wir alle eine ei-

gene Verantwortung tragen, findet sich zwar nicht 

im Gesetz wieder, ist aber außerordentlich wich-

tig. Jeder Einzelne kann - z. B. im eigenen Garten 

und beim Einkaufen - dazu beitragen, dass mehr 

passiert. 

Deswegen ist Punkt 15 des „Niedersächsischen 

Wegs“, der sich nicht als gesetzliche Vereinba-

rung wiederfindet, entscheidend. Er befasst sich 

damit, wie wir zukünftig auch durch z. B. den Ein-

zelhandel und das Verbraucherverhalten dazu 

beigetragen wollen, dass die Maßgaben, die wir 

uns für eine Veränderung in der Landwirtschaft 

wünschen, wirklich umgesetzt werden können. 

Dafür ist es notwendig, dass die Produkte, die auf 

dem Markt sind, richtig platziert und auch ange-

nommen werden. 

Der breite Konsens, der in den drei Bereichen 

vorherrscht, wurde schon sehr früh in einen For-

derungskatalog übersetzt, der uns vom NABU 

und vom BUND überbracht worden ist. Daraufhin 

haben wir intensiv mit Ministerin Barbara Otte-

Kinast, dem Landvolk Niedersachsen, der Land-

wirtschaftskammer Niedersachsen, dem BUND 

und dem NABU diskutiert.  

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/07001-07500/18-07041.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/07001-07500/18-07368.pdf
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Zu den vorgenommenen Änderungen 

Mit der Einbringung des Gesetzentwurfs ins Par-

lament ist die im Vertrag des Niedersächsischen 

Wegs vorgeschriebene Aufgabe natürlich noch 

nicht abgeschlossen.  

Der Vertrag enthält eine Reihe von Punkten, die - 

im Grundverständnis aller Beteiligten - nicht im 

Gesetz, sondern an anderer Stelle geregelt wer-

den.  

Zwei Beispiele, die ein zeitnahes Handeln erfor-

dern:  

Erstens stand die Frage im Raum, ob Ausnah-

men für den Schutz der Gewässerrandstreifen im 

Gesetz definiert werden können. Damit würde 

man den Ansprüchen vor Ort aber nicht gerecht 

werden. Die Bereiche, wo die im „Niedersächsi-

schen Weg“ formulierte Regelung zu einer be-

sonderen Belastung für die Landwirtschaft führen 

würde, müssen identifiziert und als Ausnahme de-

finiert werden. Diese Kulisse ist nicht Teil eines 

Gesetzes, sondern Ergebnis einer gemeinsamen 

Erarbeitung durch Umweltverbände, Landwirt-

schaft und Politik. Dieser Abwägungsprozess be-

deutet viel Arbeit, aber wir befinden uns auf ei-

nem guten Weg, wie ich nach einer Sitzung zu 

diesem Thema am heutigen Morgen meine. 

Zweitens geht es um den Wiesenvogelschutz, für 

den eine gesetzliche Regelung geschaffen wer-

den könnte, die aber auch Ausnahmen enthalten 

müsste.  Stattdessen wollen wir ein breit angeleg-

tes Wiesenvogelschutzprogramm, das in den 

Schutzgebieten, aber auch außerhalb davon um-

gesetzt werden soll. Dies soll zunächst auf freiwil-

liger Basis, also über eine finanzielle Unterstüt-

zung, erfolgen. Bleiben die angestrebten Erfolge 

aber aus, wird das entsprechende Anordnungen 

nach sich ziehen. Anordnungen für Flächen in 

Schutzgebieten werden zu einem Erschwernis-

ausgleich führen, Anordnungen für Flächen au-

ßerhalb des Schutzgebietes aber nicht.  

Weil es einen finanziellen Ausgleich für diese 

Schutzleistungen gibt, ist die Bereitschaft der 

Landwirtschaft, diesen Weg mitzugehen, sehr 

groß. Noch entscheidender ist aber, dass wir uns 

darauf verständigt haben, nicht nur Flächen, die 

für Wiesenbrüter bekannt sind, zu nehmen. Statt-

dessen soll mit fachlicher Beratung vor Ort - dazu 

gehören auch die 15 ökologischen Stationen, die 

wir auf den Weg bringen - ermittelt werden, wie 

die Maßnahmen nicht einfach über einzelne Teil-

flächen verteilt, sondern in einem großflächigen 

Gebiet ergriffen werden können. Hierfür muss ein 

Ausgleich für eine ganze Reihe von Landwirten 

für die Umsetzung der notwendigen Programme 

erfolgen. 

Dieses nicht im Gesetz zu regeln, war also eine 

bewusste gemeinsame Entscheidung aller Betei-

ligten, weil wir davon überzeugt sind, dass es mit 

verlässlichen Maßnahmen außerhalb des Geset-

zes besser geregelt werden kann.  

Einige Punkte im „Niedersächsischen Weg“ 

schlagen sich bereits als gesetzliche Regelungen 

nieder, und andere Punkte befinden sich momen-

tan in der Bearbeitung, die zum Teil noch Monate 

in Anspruch nehmen kann. Wir haben uns aber 

bestimmte Ziele gesetzt: Als Nächstes soll bis 

Mitte Oktober die Ausarbeitung bestimmter The-

men abgeschlossen sein, damit wir eine kritische 

Zwischenbilanz ziehen und uns dann auf die noch 

vor uns liegenden Aufgaben konzentrieren kön-

nen. 

Zu einigen Gesetzesinhalten 

Unser Ansatz lautete, erst Ziele zu vereinbaren 

und im Anschluss über deren Umsetzung zu dis-

kutieren, um eine unproduktive Diskussion über 

die generelle Durchführbarkeit am Anfang zu 

vermeiden. Die Umsetzung des Vertrags ist nun 

für uns alle verpflichtend. Im Niedersächsischen 

Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzge-

setz haben wir - und das ist aus meiner Sicht 

ganz wichtig - klare Aufgabenstellungen für die 

Zukunft definiert. 

Einige Beispiele: Wir haben das Ziel formuliert, 

die Zunahme der Bodenversiegelung bis 2030 auf 

3 ha/Tag und bis 2050 auf 0 ha/Tag zu reduzie-

ren. Dadurch ist auch das MU direkt verpflichtet. 

Wir haben ein großes Programm zum Thema Sa-

nierung belasteter Flächen und sind in der Lage, 

mit Instrumenten des Landes für eine Reduzie-

rung der Versiegelung zu sorgen. Hierfür können 

wir auch die Bedingungen im Landesraumord-

nungsrecht und in der NBauO anpassen. 

Wir haben uns das Ziel gesetzt, dass ökologi-

scher Landbau bis 2025 auf 10 % und bis 2030 

auf 15 % der landwirtschaftlich genutzten Fläche 

betrieben werden soll, und werden alle notwendi-

gen Instrumente zur Verfügung stellen, damit die-

ses Ziel erreicht werden kann. Ein Gelingen hängt 

aber nicht nur von den Instrumenten ab: Wenn 

der Kunde nicht bereit ist, die Produkte ökologi-
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scher Landwirtschaft zu kaufen, wird das Ziel am 

Markt nicht zu erreichen sein. Dann würden die 

Preise wie bei der konventionellen Landwirtschaft 

in den Keller gehen.  

Aus dem ökologischen Landbau kamen deswe-

gen an dieser Stelle die mahnenden Worte, dass 

eine realistische Zielsetzung erfolgen müsse, um 

die wirtschaftliche Existenzgrundlage der Land-

wirte nicht zu gefährden. Ich glaube, dass das ge-

lungen ist und dass hier für uns eine Verpflich-

tung besteht. 

Es wurde ein Verbot von Grünlandumbruch auf 

Dauergrünland, in Überschwemmungsgebieten, 

in Mooren, an stark erosionsgefährdeten Hängen 

sowie auf Standorten mit hohem Grundwasser-

stand erlassen. Nach zehn Jahren kann ein An-

trag auf Befreiung - sofern er im Einklang mit dem 

Naturschutzrecht ist - genehmigt werden. Die von 

uns gesetzten klaren Rahmenbedingungen stel-

len den elementaren Status des Grünlands her-

aus und gewährleisten seinen Schutz. 

Das Land verpflichtet sich erstmalig, die Roten 

Listen - die zum Teil veraltet sind und der Realität 

nicht mehr entsprechen - alle fünf Jahre zu aktua-

lisieren. Das stellt uns durchaus vor große Her-

ausforderungen. 

Wir haben das Entfernen von Baumreihen, Al-

leen, naturnahen Feldgehölzen und sonstigen 

Feldhecken als zu kompensierende Eingriffe defi-

niert, was eine deutliche Zunahme des Land-

schaftsschutzes darstellt. An dieser Stelle will ich 

aber auch sagen, dass insbesondere die Elemen-

te, die die Landwirtschaft betreffen, in der Regel 

schon heute gekennzeichnet und registriert sind 

und es nicht belegbar ist, dass dort größere Ent-

fernungen zu verzeichnen sind. Die Diskussion 

gibt es eher an anderen Stellen wie beim Thema 

„Verkehrssicherheit und Alleebäume“, bei dem wir 

in der vergangenen Legislaturperiode eine kluge 

Lösung gefunden haben. Auch hier wird die Her-

ausforderung sein, Maßnahmen für einen Schutz 

von Alleen und eine technische Lösung zur Ge-

währleistung der Verkehrssicherheit zur Verfü-

gung zu stellen. 

Wir haben uns sehr intensiv mit den Natura-2000-

Schutzgebieten beschäftigt. Die Artenvielfalt wird 

nur dann bestehen bleiben, wenn Flächen mitein-

ander vernetzt sind, weshalb dem Biotopverbund 

eine enorme Bedeutung zukommt. Bis 2023 sol-

len insgesamt 15 % der Landesfläche und 10 % 

des Offenlands in Niedersachsen zu solchen 

Verbünden gehören. Auch das stellt eine große 

Herausforderung dar, und ich bin sehr froh, dass 

das MU das Landschaftsprogramm als Rahmen 

dafür auf den Weg gebracht hat. Über den in den 

Landkreisen zu beschließenden Landschaftsrah-

menplan wird diese Aufgabe auf die regionale 

Ebene gebracht. Das ist die Grundlage, um an 

den dringend benötigten Biotopverbund konzepti-

onell herangehen zu können. Der Klimawandel 

trägt zur Artengefährdung bei, und der Kontakt 

zwischen Biotopen bzw. Lebensräumen ist des-

wegen besonders wichtig. 

Wir haben mit dem artenreichen Feucht- und 

Nassgrünland, dem mesophilen Grünland sowie 

Streuobstwiesen ab einer Größe von 2 500 m² 

neue geschützte Biotope definiert. Ferner haben 

wir den Einsatz von Pflanzenschutzmitteln auf 

Dauergrünland und in Landschaftsschutzgebie-

ten, die ein Natura-2000-Gebiet sichern, sowie in 

Naturschutzgebieten untersagt. Auch hier sind 

Ausnahmen möglich - so sind Mittel, die im Öko-

landbau zugelassen sind, und Flächen, bei denen 

eine besondere Schädigung vorliegt, von der Re-

gelung ausgenommen. Es soll nun außerdem hö-

here Schadschwellen für Schutzgebiete geben. 

Zudem ist in Naturschutzgebieten der Einsatz von 

Totalherbiziden untersagt. Es gibt somit eine 

deutlichere Schutzausweitung für die Gebiete, als 

es bisher der Fall gewesen ist. 

Wenn Landwirte in einem der beiden Fälle anzei-

gen, eine entsprechende Maßnahme zu ergrei-

fen, kann die Behörde binnen zehn Tagen Wider-

spruch einlegen. Für beide Regelungen wurde ein 

entsprechender Ordnungswidrigkeitstatbestand 

aufgenommen, um Zuwiderhandlungen entspre-

chend verfolgen zu können. 

Der erweiterte Erschwernisausgleich, über den 

der Ausgleich der Maßnahmen geregelt wird, ist 

der Landwirtschaft besonders wichtig. Er befindet 

sich in Entwicklung, und wir werden ein entspre-

chendes Modell vorstellen. Analog zu der Rege-

lung im Wasserhaushaltsgesetz sollen auch bei 

vermehrter einzelbetrieblicher Betroffenheit Ein-

zelfallprüfungen durchgeführt werden, und der 

Erschwernisausgleich soll entsprechend angeho-

ben werden. 

Bei den Aufgaben der unteren Naturschutzbehör-

den ist die Grenze des Leistbaren erreicht. Insbe-

sondere die Sicherung der Natura-2000-Gebiete 

war und ist für viele untere Naturschutzbehörden 

eine große und stark belastende Herausforde-

rung. Deswegen haben wir entschieden, für die 
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Erfüllung der Aufgaben der Kommunen zusätzli-

che 4,89 Millionen Euro bereitzustellen. Am Ende 

entspricht das 52-mal A11, sodass für jede untere 

Naturschutzbehörde - abhängig von ihrer Größe - 

eine zusätzliche Stelle geschaffen werden kann. 

Zum Niedersächsischen Wassergesetz 

Die gesetzliche Regelung für Gewässerrandstrei-

fen birgt vielfältige Möglichkeiten für den Schutz 

des Gewässers, des angrenzenden Naturraums 

und auch hinsichtlich des angesprochenen Bio-

topverbunds. Sie ist das Ergebnis davon, dass 

die Naturschutzverbände und die Landwirtschaft 

eine Einigung mit uns als Politik, die wir an dieser 

Stelle eher in moderierender Funktion waren, er-

zielen konnten. 

Die vorgeschriebene Breite von Gewässerrand-

streifen beträgt bei Gewässern erster Ordnung 

10 m, bei Gewässern zweiter Ordnung 5 m und 

bei Gewässern dritter Ordnung 3 m. Auf diesen 

Flächen sind das Ausbringen von Pflanzen-

schutzmitteln sowie das Düngen verboten. Wie 

gesagt, sind Ausnahmen an den Gewässern 

zweiter und dritter Ordnung aber möglich, wenn - 

bedingt durch ein enges Gewässernetz - eine be-

sonders hohe Belastung für die Landwirtschaft 

entsteht. Wir sind dabei, eine Gewässerkulisse zu 

definieren, um hierfür eine Lösung anbieten zu 

können. Wir werden die zwischenzeitlich erzielten 

Ergebnisse natürlich immer wieder in den laufen-

den Beratungsprozess einfließen lassen.  

An Gewässern, die länger als sechs Monate tro-

ckenfallen, gibt es keine Gewässerrandstreifen. 

Prioritäre Gewässer und Karstgewässer sind da-

von ausgenommen.  

Für die nicht mehr zu bewirtschaftenden Flächen 

wird ein entsprechender Ausgleich an die Land-

wirtschaft gezahlt.  

Zum Waldgesetz Niedersachsen 

Es wurden Bewirtschaftungsauflagen, die sich auf 

die Landesforsten beziehen, aufgenommen. Eine 

intensive Diskussion gab es darüber, in welcher 

Form das Waldgesetz Einfluss auf den Wald ins-

gesamt nimmt. Ferner wurde sich darauf geeinigt, 

dass Privatwaldbesitzer bei einem Waldumbau 

bzw. Investitionen in den Wald förderfähig sind, 

sofern ihre Maßnahmen den Bepflanzungsvorga-

ben des jeweiligen Waldentwicklungsgebietes 

entsprechen. Bis maximal 50 % der Fläche dürfen 

mit nichteuropäischen Bäumen aufgeforstet wer-

den. Die Waldbesitzer haben uns ihr Einver-

ständnis mit dieser Regelung signalisiert.  

Die Forderungen an das Land selbst sind deutlich 

weitgehender. Der Laubbaumanteil in den Lan-

desforsten soll langfristig auf 65 % erhöht wer-

den. Die Reinbestände sollen nur noch dort vor-

kommen, wo sie es natürlicherweise täten. Der 

Anteil der 100-jährigen Bäume soll - genau wie es 

für den Anteil der 160-jährigen Bäume festgelegt 

wurde - auf 10 % erhöht werden. Grundsätzlich 

gilt, dass Kahlschläge, flächendeckende maschi-

nelle Bodenbearbeitung und Mulchen nicht er-

laubt sind. Der Totholzanteil soll, auf den gesam-

ten Landeswald bezogen, im Durchschnitt 

40 fm/ha betragen, und die Waldverjüngung soll 

bevorzugt durch Naturverjüngung erfolgen.  

Nachdem anfangs zwei Wildnis-Schutzgebiete in-

frage kamen, haben wir uns heute auf den 

Standort Solling verständigt, wo ein Schutzgebiet 

einer Größe von ca. 1 000 ha entstehen wird. 

Nun müssen durch die Fachleute nur noch Detail-

fragen wie zu Abteilungen gelöst werden.  

Die Europäische Kommission hat schon lange 

den Anspruch an uns, dass wir Verordnungen zur 

Sicherung der Natura-2000-Gebiete schaffen. 

Nun wird erwartet, dass wir Maßnahmen ergrei-

fen, um den Zustand in den Natura-2000-

Gebieten zu halten oder sogar zu verbessern. 

Diese Maßnahmen müssen zusammen mit den-

jenigen in Angriff genommen werden, die vor Ort 

wirtschaften. Auf die Bewirtschaftung der ent-

sprechenden Gebiete sind wir übrigens angewie-

sen, weil der gewünschte Zustand andernfalls gar 

nicht erhalten bzw. erreicht werden könnte. Wir 

müssen aber über die Art der Bewirtschaftung re-

den.  

Zu der Finanzierung 

Deswegen ist es gut, dass uns in den nächsten 

vier Jahren 120 Millionen Euro - also 30 Millionen 

Euro pro Jahr - für die Erhaltung bzw. Verbesse-

rung der Situation in den Natura-2000-Gebieten 

zur Verfügung stehen. Das kommt zu den ca. 

60 Millionen Euro hinzu, die aktuell jährlich dafür 

ausgegeben werden. Das ist die Größenordnung, 

die von allen Beteiligten als notwendig angese-

hen wird, um die Umsetzung der Maßnahmen si-

cherstellen zu können.  

Der Gewässerschutz wird durch die Wasserent-

nahmegebühr finanziert. Die Verdopplung dieser 

Gebühr bedeutet eine Beteiligung des Einzelnen 
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an den Maßnahmen. Diese Maßnahmen stellen 

außerdem einen Schritt in Richtung weiterer Pro-

jekte des Wasser- und Grundwasserschutzes 

sowie der Landwirtschaft dar.  

Für die Bundesprojekte gibt es eine Kofinanzie-

rung. Das Aktionsprogramm zu Insektenschutz ist 

mit 12 Millionen Euro hinterlegt und wird mit 

3 Millionen Euro gegenfinanziert. Summiert ergibt 

sich ein Betrag in der immer wieder diskutierten 

Größenordnung von ca. 350 Millionen Euro, die 

zusätzlich für Umwelt-, Natur-, Arten- und Ge-

wässerschutz in Niedersachsen ausgegeben 

werden sollen. Ich kann mich nicht daran erin-

nern, wann es in den letzten Jahren und Jahr-

zehnten eine derartige Botschaft gegeben hat.  

Wo diese Mittel nicht verstetigt sind - die Wasser-

entnahmegebühr ist verstetigt - müssen wir sie 

dauerhaft verstetigen.  

Abschließende Bewertung 

Wie gelingt es, derartig konsequente Gesetze auf 

den Weg und mit einer hohen Akzeptanz ins Par-

lament zu bringen? Das gelingt vor allen Dingen 

dann, wenn die Involvierten sich nicht nur als Be-

troffene, sondern als aktiv Beteiligte verstehen. 

Der gesamte Prozess des „Niedersächsischen 

Wegs“ fußt darauf, dass alle zu einer starken Alli-

anz wurden. Natürlich wird es immer Konflikte 

oder Herausforderungen geben, aber wir haben 

mit dem Zustandekommen dieser Allianz etwas 

Wichtiges geleistet.  

Ich habe es an anderer Stelle bereits gesagt: 

Wenn sich die Umweltverbände und die Land-

wirtschaft verbünden, wird es in der Regel teuer, 

oder andersherum: Es ergeben sich Lösungen, 

hinter denen beide Parteien auch stehen. Des-

wegen bin ich fest davon überzeugt, dass dieser 

Weg auch ein extrem langfristiger ist - einerseits 

hinsichtlich der gemeinsamen Erarbeitungen von 

Lösungen, andererseits hinsichtlich der gesicher-

ten Finanzierung  

Es ist relativ einfach, den Umweltminister nach 

Hause zu schicken und sich nur die Kritik der 

Umweltverbände anzuhören, oder die Landwirt-

schaftsministerin nach Hause zu schicken und 

sich nur die Kritik der Landwirtschaft anzuhören. 

Wenn aber Landwirtschaft und Umweltverbände 

etwas geschlossen voranbringen wollen, ist es 

ungleich schwerer, beide nach Hause zu schi-

cken. 

Abschließend sage ich mit den Worten des Lan-

desvorsitzenden des NABU, Holger Buschmann: 

Das ist etwas, das es in diesem Land noch nie 

gegeben hat und was ich mir immer gewünscht 

habe. 

 

Aussprache 

Abg. Miriam Staudte (GRÜNE): Erstens. Insge-

samt sind die Ansprüche des „Niedersächsischen 

Wegs“ in vielen Punkten niedriger als die des 

Volksbegehrens. Ich nenne das Stichwort „Pesti-

zidreduzierung“. Da sich die GroKo und der Bund 

mit dem Agrarpaket eigentlich in eine entspre-

chende Richtung, die noch zu konkretisieren ist, 

bewegt haben, würden wir hier eigentlich noch 

mehr erwarten. Können Sie dazu Stellung neh-

men? 

Zweitens. Sie haben die Gegenfinanzierung für 

den Insektenschutz erwähnt. Können Sie das et-

was genauer ausführen? 

Drittens. Das Volksbegehren greift z. B. mit der 

Lichtverschmutzung auch Punkte auf, die nichts 

mit Landwirtschaft zu tun haben, weil es auch in 

anderen Bereichen Handlungsbedarf gibt. Wer-

den parallel auch Gespräche über solche Punkte 

geführt bzw. macht man sich im MU über die Ein-

schränkung von unnötiger Beleuchtung Gedan-

ken? 

Viertens zu den Maßnahmen auf freiwilliger Basis 

wie beim Wiesenvogelschutzprogramm: Im 

Volksbegehren wurde die schonende Nutzung 

der Brutgebiete gefordert. Die Bestände der Wie-

senvögel in Niedersachsen sind extrem gesun-

ken. Wie hoch oder niedrig muss der Grad freiwil-

liger Beteiligung sein, um auszumachen, ob die 

Maßnahmen in ausreichendem Maße umgesetzt 

wurden oder nicht?  

Fünftens. Als Sie das letzte Mal hier waren, habe 

ich die Thematik „Kompensationsregister“ ange-

sprochen, die uns sehr wichtig ist. Dabei geht es 

nicht darum, neue Regelungen einzuführen oder 

bestehende zu verschärfen, sondern es geht ei-

gentlich darum, einem bestehenden Vollzugsdefi-

zit abzuhelfen: Ausgleichsmaßnahmen werden 

beschlossen und angeordnet, ohne dass in der 

folgenden Zeit kontrolliert wird - z. B. aus Mangel 

an Personal -, ob z. B. die Bäume, die zusätzlich 

gepflanzt werden sollten, tatsächlich gepflanzt 

wurden, ob sie - wenn das erfolgt ist - gerade in 

der Aufwuchsphase gepflegt wurden usw. Des-
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halb interessiert mich der aktuelle Stand zum 

Thema „Kompensationsregister“. 

Sechstens. Sie haben ausgeführt, dass Sie den 

konkreten Umgang mit Gewässerrandstreifen in 

Verordnungen regeln wollen. Existiert dafür ein 

Zeitplan bzw. ab wann rechnen Sie damit, zu Er-

gebnissen zu kommen?  

Minister Lies (MU): Erstens. Es gibt eine Pflan-

zenmittelreduktionsstrategie. Doch muss gefragt 

werden, wo wir hinwollen. Eine bloße Reduzie-

rung der Menge wäre nicht zielführend, weil ei-

gentlich die Menge der problematischen Wirkstof-

fe reduziert werden müsste. Es muss auch diffe-

renziert werden, ob die Wirkstoffe z. B. für Insek-

ten oder in anderer Weise problematisch sind und 

auf welche Weise eine Reduzierung stattfinden 

kann. Hier sind wir auch auf den Bund, der das 

zurzeit erarbeitet, angewiesen. Nichtsdestotrotz 

arbeiten die Kolleginnen und Kollegen augen-

blicklich an einer eigenen Strategie mit konkreten 

Richtwerten.  

Wie vorhin gesagt, definieren wir die Schad-

schwelle für den Einsatz von Pflanzenschutzmit-

teln in den Schutzgebieten, in denen sie über-

haupt noch zulässig sind.  

Es findet ein Einigungsprozess statt. Sie verglei-

chen den Niedersächsischen Weg mit dem 

Volksbegehren, was natürlich legitim ist. Aber es 

geht nicht um einen Vergleich, sondern um die 

Frage, wie wir gemeinsam am meisten für Um-

welt-, Natur- und Artenschutz erreichen können. 

Hätten sich nicht alle Beteiligten auf den gewähl-

ten Weg verständigt, würden wir ihn nicht gehen. 

Niemand hätte sich dafür entschieden, wenn die-

ser Weg nicht erfolgsversprechend wäre.  

Im Vertrag zum „Niedersächsischen Weg“ haben 

sich die Beteiligten darauf verständigt, was ge-

setzlich geregelt wird und was nicht. Das ist das 

Ergebnis der Einigung und keine Überraschung. 

Es kommt nicht darauf an, was im Gesetz steht, 

sondern darauf, wie es am Ende mit welchen Er-

gebnissen umgesetzt wird. Sie haben aber völlig 

recht damit, dass man auch beweisen muss, dass 

dieser Weg funktioniert. Ich hoffe, dass dies der 

Fall sein wird; denn an dieser Stelle ist Vertrauen 

in die Umwelt- und die Landwirtschaftsseite mit 

gewachsen. 

Zweitens. Die Mittel zur Gegenfinanzierung des 

Insektenschutzes - die 3 Millionen Euro ergän-

zend zu den 9 Millionen Euro vom Bund - erwirt-

schaften wir aus generierten Mehreinnnahmen. 

Durch die Wasserentnahmegebühr können wir 

voraussichtlich mehr als nur die Maßnahmen für 

die Gewässerrandstreifen finanzieren.  

Das Aktionsprogramm zu Insektenschutz soll, da 

es schon lange in Bearbeitung ist, möglichst bald 

in Kraft treten. Alle Beteiligten haben nun die letz-

te Möglichkeit zur Einbringung. Wenn es in Kraft 

getreten ist, soll es natürlich weiterentwickelt 

werden.  

Drittens. Das Thema der Lichtverschmutzung fällt 

natürlich auch unter den Bereich des Insekten-

schutzes und soll in diesem Zusammenhang mit-

geregelt werden. Sie haben natürlich recht damit, 

dass hier ein Handlungsbedarf besteht. 

Viertens. Hier muss man vielleicht noch einmal 

die Unterschiede der möglichen Vorgehensarten 

beschreiben. Eine Variante ist, eine Kulisse als 

Vogelschutzgebiet zu definieren, in dem bestimm-

te Pflegemaßnahmen verboten, Ausnahmen aber 

möglich sind.  

Die alternative und von uns gewählte Variante 

lautet, nicht nur das Schutzgebiet mit einer Kulis-

se zu definieren, sondern auch andere, über 

Schutzgebiete hinausgehende Bereiche, in denen 

Wiesenvögel vorkommen. Es sollen also nicht - 

wie es üblicherweise getan wird - kleinste 

Schutzbereiche definiert werden, sondern es wird 

zusammen mit der Landwirtschaft gefragt, ob ei-

ne ganzflächige positive Entwicklung möglich ist; 

es sollen also größere Areale freigehalten wer-

den. Andernfalls sind die Wiesenvögel z. B. zwar 

vor dem Mäher geschützt, das Feld bis zur ge-

mähten Fläche ist aber so klein, dass die Vögel 

dem Fuchs zum Opfer fallen und wir in der Folge 

Finanzmittel für das Prädatorenmanagement be-

nötigen.  

Es hat sich gezeigt, dass dieses Problem ganz-

heitlich betrachtet und großflächiger angegangen 

werden muss. Das kann nicht allein den unteren 

Naturschutzbehörden - deren Zuständigkeit un-

bestritten ist - überlassen werden, und wir werden 

das auch nicht von Hannover aus regeln können. 

Das Wiesenvogelschutzprogramm ist ein Beispiel 

dafür, dass es notwendig ist, in der Fläche prä-

sent zu sein. Der „Niedersächsische Weg“ defi-

niert ca. 15 Einrichtungen, die ich „ökologische 

Stationen“ nennen möchte, weil sie in Nieder-

sachsen ein ideales, bewährtes Instrument für die 

Gebietsbetreuung sind. Im Rahmen dieser Ge-
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bietsbetreuung ist dann ein Gremium für die je-

weiligen Bedarfe wie z. B. Wiesenvogelschutz 

verantwortlich, das sich aus Mitgliedern der 

Landwirtschaft, der Umweltverbände und der un-

teren Naturschutzbehörde zusammensetzt. Die 

Gremien müssen sich auch darauf verständigen, 

bestimmte Flächen besonders stark zu schützen, 

und bei anderen Flächen, wo kein Handlungsbe-

darf besteht, die landwirtschaftliche Nutzung wie 

die Mahd eher zu erlauben. So findet nicht länger 

ein Management einzelner Teilgebiete statt, son-

dern es wird in einer größeren Kulisse gedacht.  

Das ist der Weg, den wir gehen wollen und orga-

nisieren müssen und der aus meiner Sicht auch 

bei allen auf große Zustimmung gestoßen ist.  

Natürlich ist es auch heute schon verboten, ein 

vorhandenes Gelege zu entfernen. Dafür bedarf 

es keines neuen Gesetzes. Wir wollen auf diese 

bestehende Verantwortung der Akteure aufset-

zen, indem wir mit der finanziellen Unterstützung 

freiwilliger Maßnahmen für proaktiven Schutz 

sorgen. Das soll nicht nur auf die Natura-2000-

Gebiete beschränkt werden, sondern wir wollen 

auch weitere Flächenkulissen entwickeln.  

Fünftens. Zur Kompensationsregelung muss ich 

einen Moment nachdenken. 

(Abg. Miriam Staudte [GRÜNE]: Das ist ein 

sehr wichtiger Punkt!) 

- Absolut! 

Wir haben lange darüber diskutiert, dass ein 

Kompensationskataster aufgebaut wird. Darin soll 

festgehalten werden, welche Fläche für welche 

Maßnahme zur Verfügung gestellt wird und wer 

sich darum jeweils kümmert. Wenn sich niemand 

darum kümmert, läuft man Gefahr, dass nach fünf 

Jahren dort nichts mehr für den Umwelt- und Na-

turschutz gemacht wird. Außerdem besteht die 

Gefahr, dass eine Fläche mehrmals für Kompen-

sationsmaßnahmen genutzt werden. 

Ich möchte jetzt nur nichts Falsches sagen, wo 

die entsprechenden Regelungen angesiedelt 

werden. Das liefere ich nach.1 

Sechstens. Unser Zeitplan lautet, das so schnell 

wie möglich zu machen. Jetzt bin ich doch bei ei-

                                                
 
1 Hierzu übersandte das MU der Landtagsverwaltung 
die als Anlage 1 beigefügte Ausarbeitung. 

nem kurzen Vergleich zum Volksbegehren: Wir 

können sofort anfangen, da die Finanzierung und 

die gesetzlichen Rahmenbedingungen - sofern 

sie vom Parlament beschlossen werden - stehen 

und wir außerdem fertige Programme haben. Wir 

können die Stationen auf den Weg bringen und 

all das vor Ort umsetzen. 

Natürlich wird der Start in Stufen vonstattenge-

hen. Wir wollen uns bis ca. Mitte Oktober auf die 

Eckpunkte der Kulisse - z. B. bezüglich der Ge-

wässerlänge und der wesentlichen Flächen - ver-

ständigen. Möglicherweise wird die Kulisse dann 

noch nicht flächendeckend feldblockgenau defi-

niert sein; das wird man sich dann vielleicht noch 

anschauen müssen. Laut Niedersächsischem 

Weg haben wir uns dafür zwar bis Ende nächsten 

Jahres Zeit genommen, ich sehe aber keine Not-

wendigkeit für diese Frist. Niemand wird noch ein 

weiteres Jahr warten wollen, sondern nach indivi-

dueller Vereinbarung und mit dem definierten 

Ausgleich beginnen wollen.  

Auch das Wiesenvogelschutzprogramm soll mit 

den erarbeiteten Eckpunkten schnell auf den Weg 

gebracht werden. Aktuell arbeitet eine Fachgrup-

pe mit den Kenntnissen des NLWKN, der Land-

wirtschaftskammer und der Umweltverbände das 

Programm im Detail aus. Danach geht es in den 

Lenkungskreis, und anschließend soll es schnell 

in ein Programm umgesetzt werden. 

Die gemeinsame Arbeit am „Niedersächsischen 

Weg“ ist nicht beendet. In dieser Zusammenarbeit 

hat sich etwas unglaublich Vertrauensvolles ent-

wickelt. So wurde der Beschluss zum Thema 

Pflanzenschutz gemeinsam von Umweltverband 

und dem Landvolk Niedersachsen in einer nächt-

lichen Sitzung erarbeitet. Statt den Weg nun auf-

zugeben, wollen wir ihn gezielt weiternutzen, um 

die Programme und Maßnahmen, auf die wir uns 

verständigt haben, weiter gemäß dem Vertrag 

des „Niedersächsischen Weges“ zu entwickeln 

und umzusetzen.  

Mein Wunsch ist es, dass die Kolleginnen und 

Kollegen in Berlin das als Modell betrachten. Aus 

meiner Sicht spricht man dort eher übereinander 

als miteinander, was an keiner Stelle zum Erfolg 

geführt hat: Es werden auf der einen Seite wilde 

Versprechungen gemacht und auf der anderen 

Seite Ängste geschürt, und am Ende kommt 

nichts dabei raus. Ich denke, dass der Weg der 

gemeinsamen Suche nach Lösungen und Kom-

promissen, den wir wählen, der bessere ist.  
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„Kompromiss“ muss nicht bedeuten, dass weni-

ger erreicht wird. Wir können mit dem „Nieder-

sächsischen Weg“ zeigen, dass man mit einem 

guten Kompromiss in Summe mehr erreichen 

kann. Dass ein solcher Mehrwert in einem Kom-

promiss stecken kann, muss unsere Gesellschaft 

vielleicht auch erst wieder entdecken. 

 

*** 
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Tagesordnungspunkt 3: 

Unterrichtung durch die Landesregierung zum 

Verordnungsentwurf „Mietpreisbremse“ 

 

Unterrichtung 

Material zur Unterrichtung: Entwurf der Mieter-

schutzverordnung, Stand: 29. Juli 2020, ein-

schließlich der Begründung (Anlagen 2 und 3) 

MD’in Nöthel (MU): Zur rechtlich-systematischen 

Einordnung der Mieterschutzverordnung: Diese 

geht auf die zivilrechtlichen Vorschriften der 

§§ 556d, 558 und 577a BGB zurück.  

Danach können die Landesregierungen durch 

Rechtsverordnung Gebiete mit angespannten 

Wohnungsmärkten festlegen, d. h. Gebiete, in 

denen die ausreichende Versorgung der Bevölke-

rung mit Mietwohnungen zu angemessenen Be-

dingungen besonders gefährdet ist. In diesen 

Gebieten gelten dann besondere mieterschüt-

zende Vorschriften, die das BGB festlegt, nämlich 

Mietpreisbremse, Kappungsgrenze und längere 

Kündigungssperrfrist bei Wohnungsumwandlun-

gen. 

Erstens zur Mietpreisbremse: Wohnraummieten 

dürfen bei Wiedervermietung nur noch um höchs-

tens 10 % über der ortsüblichen Vergleichsmiete 

liegen. 

Zweitens zur Kappungsgrenze: Sie bezieht sich 

nicht - wie bei der Mietpreisbremse - auf Wieder-

vermietungen von Wohnungen, sondern auf lau-

fende Mietverträge. Demnach darf die Miete in-

nerhalb von drei Jahren statt um 20 % - das ist 

die allgemein gültige Grenze - um nicht mehr als 

15 % Prozent bis zur Höhe der ortsüblichen Ver-

gleichsmiete erhöht werden. 

Drittens gelten längere Kündigungssperrfristen 

bei Wohnungsumwandlungen: Wenn vermieteter 

Wohnraum in Wohneigentum umgewandelt wird, 

verlängert sich die dreijährige Kündigungssperr-

frist. Erst nach Ablauf dieser verlängerten Frist 

kann sich die bzw. der Erwerbende auf Eigenbe-

darf oder auf Hinderung an einer angemessenen 

wirtschaftlichen Verwertung berufen. Hierzu be-

stehen einige Ausnahmeregelungen, auf die ich 

nur bei Bedarf eingehe. 

Niedersachsen hat von der bundesrechtlichen 

Ermächtigung bekanntlich Gebrauch gemacht 

und die Mieterschutzverordnung vom 8. Novem-

ber 2016 erlassen. 

Grundlage für die Festlegung der einbezogenen 

Städte war eine Analyse der NBank, die auf ei-

nem wissenschaftlichen und kriterienbasierten 

Verfahren beruht, wie es auch andere Länder in 

ähnlicher Form anwenden. 

Weil die MieterschutzVO nach jeweils fünf Jahren 

zu überprüfen und neu zu erlassen ist, hat die 

NBank eine aktuelle Analyse erstellt und im März 

2020 vorgelegt. Danach hat sich die Gebietsku-

lisse teilweise verändert. 

In einigen der bisher festgelegten Gebieten, näm-

lich  

- Buchholz in der Nordheide, 

- Buxtehude, 

- Leer, 

- Vechta und 

- Wolfsburg, 

besteht nach den festgelegten Kriterien und her-

angezogenen statistischen Material - insbesonde-

re infolge von Neubauaktivitäten - kein in diesem 

Sinne angespannter Wohnungsmarkt mehr. Ei-

nerseits ist das natürlich erfreulich. Aber das mag 

auch zu Unverständnis vor Ort führen, weil die 

Mieten dort nicht gerade sinken werden. Von da-

her ist es wichtig, die Kriterien und Analysen zu 

erläutern. 

Demgegenüber hat sich die Situation in den Städ-

ten Gifhorn und Laatzen so weit verschlechtert, 

dass dort erstmalig die Voraussetzung für eine 

Gebietsfestlegung gegeben ist. 

Identifiziert sind damit zukünftig folgende neun 

Städte: 

- Braunschweig, 

- Gifhorn, 

- Göttingen, 

- Hannover, 

- Laatzen, 

- Langenhagen, 

- Lüneburg, 

- Oldenburg und 

- Osnabrück. 

Hinzu kommen - wie bisher - die Gebiete der sie-

ben ostfriesischen Inselgemeinden 

- Baltrum, 

- Borkum, 

- Juist, 

- Langeoog, 
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- Norderney, 

- Spiekeroog und 

- Wangerooge. 

So wird vorgegangen, weil hinreichende Erkennt-

nisse vorliegen, dass die Wohnungsmärkte auf-

grund der Sondersituation durch die Insellage be-

sonders angespannt sind, auch wenn die Daten-

lage zu diesen Orten wegen der geringen Grund-

gesamtheiten nicht die Anwendung der Verfahren 

wie für große Städte zulässt. Insofern wird wie bei 

der vorangegangenen Mieterschutzverordnung 

vorgegangen. 

Gemäß Artikel 6 a der Niedersächsischen Ver-

fassung ist das Land verpflichtet, darauf hinzuwir-

ken, dass „die Bevölkerung mit angemessenem 

Wohnraum versorgt ist.“ Daher ist beabsichtigt, 

die 16 identifizierten Gemeindegebiete durch eine 

Neufassung der Mieterschutzverordnung - dem 

Bundesrecht entsprechend, befristet - als Gebiete 

mit einem angespannten Wohnungsmarkt festzu-

legen. 

Eine Verbandsanhörung hat stattgefunden; die 

Frist endete am 18. September 2020. Da eine der 

von der Verordnung betroffenen und um Stel-

lungnahme gebetenen Städte um die Verlänge-

rung der Frist um eine Woche gebeten hatte, wird 

die Frist um diese Zeit verlängert. Es sind Stel-

lungnahmen eingegangen, auch von den genann-

ten Städten, die kurzfristig ausgewertet werden. 

Im Anschluss daran wird der Verordnungsentwurf 

gegebenenfalls überarbeitet. 

* 

Wortmeldungen zu einer Aussprache ergaben 

sich nicht. 

 

*** 
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Tagesordnungspunkt 4: 

Keine Nachvollziehbarkeit bei Standortaus-

wahl für atomares Logistikzentrum. Verfahren 

muss neu gestartet werden: Kriterien offenle-

gen - Abwägungsprozesse transparent ma-

chen - Dialog von Anfang an!  

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - 

Drs. 18/6682  

direkt überwiesen am 24.06.2020  

AfUEBuK 

zuletzt behandelt: 64. Sitzung am 07.09.2020 

 

Verfahrensfragen 

Abg. Miriam Staudte (GRÜNE) bekräftigte ihren 

in der 64. Sitzung eingebrachten Vorschlag, zu 

diesem Antrag eine Anhörung durchzuführen, und 

beantragte dies förmlich. Ihre Fraktion würde hier-

für die örtliche Bürgerinitiative gegen das Vorha-

ben vorschlagen. 

Abg. Marcus Bosse (SPD) und Abg. Martin 

Bäumer (CDU) lehnten diesen Vorschlag ab und 

beantragten, die BGZ Gesellschaft für Zwischen-

lagerung und das Bundesamt für die Sicherheit 

der nuklearen Entsorgung (BASE) um eine Unter-

richtung zu den sie betreffenden Aspekten des 

Antrags in einer der nächsten Sitzungen zu bitten. 

* 

Der Ausschuss lehnte den Antrag der Fraktion 

der Grünen mit den Stimmen der übrigen Fraktio-

nen gegen die Stimme der Fraktion der Grünen 

ab. Anschließend nahm er den Antrag der Frakti-

onen der SPD und der CDU einstimmig - bei Ent-

haltung der Fraktionen der Grünen und der AfD - 

an. 

 

*** 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/06501-07000/18-06682.pdf
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Tagesordnungspunkt 5: 

Standortsuche eines Endlagers für hoch radi-

oaktive Abfälle - die Rolle Niedersachsens im 

Auswahlverfahren  

Antrag der Fraktion der SPD, der Fraktion der 

CDU, der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und 

der Fraktion der FDP - Drs. 18/7359  

erste Beratung: 84. Plenarsitzung am 16.09.2020 

federführend: AfUEBuK; 

mitberatend gem. § 27 Abs. 4 Satz 1 i. V. m. § 39 

Abs. 3 Satz 1 GO LT: AfHuF 

 

Verfahrensfragen 

Auf Vorschlag von Abg. Marcus Bosse (SPD) 

bat der Ausschuss die Landesregierung, ihn in 

einer zusätzlichen Sitzung am 6. Oktober 2020 - 

vorzugsweise in der Mittagspause des Plenums - 

über die wesentlichen Ergebnisse des von der 

Bundesgesellschaft für Endlagerung vorgestellten 

Zwischenberichts Teilgebiete - für den 28. Sep-

tember 2020 angekündigt - zu unterrichten und 

hierzu eine erste Bewertung abzugeben. Außer-

dem kam der Ausschuss überein, zu diesem 

Thema eine Anhörung durchzuführen. 

 

*** 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/07001-07500/18-07359.pdf
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Tagesordnungspunkt 6: 

Unterrichtung durch die Landesregierung zu 

den Lagerstätten-Leckagen im Ölförderfeld 

Emlichheim im Landkreis Grafschaft Bent-

heim 

 

Unterrichtung 

Die Präsentationsgrafiken sind dieser Nieder-

schrift in einem größeren Format als Anlage 4 

angefügt. 

Präsident Mühlenmeier (LBEG): Als noch relativ 

neuer Präsident des LBEG möchte ich mit einigen 

grundlegende Ausführungen zu diesem Fall ein-

leiten. Anschließend wird Herr Söntgerath in sei-

ner Verantwortung als Leiter der Abteilung Berg-

bau die neue Entwicklung im Einzelnen darstel-

len. 

Seit meinem Amtsantritt habe ich mich vornehm-

lich um zwei Fälle gekümmert, nämlich Kirchlin-

teln - das Erdbeben - und Emlichheim. Mittlerwei-

le ist klar, dass es sich im Fall Emlichheim nicht 

nur um eine Leckage handelt, sondern um zwei, 

nämlich an den Bohrungen EMLH 132 und EMLH 

51. 

Ohnehin und schon vor dieser Situation habe ich 

den Vorfall als sehr schwerwiegend angesehen. 

Zuvor hatte ich gedacht, dass solche Vorfälle gar 

nicht eintreten könnten. Diese Vorfälle haben 

doch sehr dazu beigetragen, dass Vertrauen in 

die Sicherheit verlorengegangen ist. Es ist unsere 

Aufgabe, dafür zu sorgen, dass dieses Vertrauen 

wiederhergestellt wird. 

Für die vielen Fragen, die dazu eingehen - auch 

von hier -, habe ich vollstes Verständnis. Als 

LBEG, als Bergbehörde, die die Aufsicht über die 

Förderindustrie führt, sind wir dazu aufgefordert, 

dafür zu sorgen, dass die Öffentlichkeit - ebenso 

wie Sie hier im Ausschuss - umfassend informiert 

wird. Deswegen müssen wir auch vor Ort dafür 

sorgen, dass derartige Vorfälle künftig nicht mehr 

auftreten. 

Nach diesen Vorfällen ist klar, dass im Bereich 

der Vorschriften nachjustiert werden muss. Die 

Sicherheit muss weiter erhöht werden. Mit Blick 

auf die Frage, wann dieses Ziel erreicht werden 

kann, wird derzeit viel Arbeit investiert. Nur so 

werden wir die Sicherheit für Mensch und Umwelt 

in der Zukunft weiterhin gewährleisten können. 

Die Risiken müssen so weit wie möglich minimiert 

werden. Ein Fall Emlichheim soll und darf sich 

nicht wiederholen. 

Herr Söntgerath wird Sie gleich über die eingelei-

teten Maßnahmen im Detail informieren. Lassen 

Sie mich eine erste Einschätzung durch mich als 

recht neuen Präsidenten abgeben, nachdem ich 

mich mit dem Fall und auch mit dessen Vergan-

genheit intensiv befasst habe. Ich halte die einge-

leiteten Maßnahmen für richtig und zielführend. 

So schwerwiegend das Ereignis auch war und ist, 

so richtig war und ist der folgende Umgang damit. 

Das gilt auch für die Information der Öffentlich-

keit, der Politik und der Behörden vor Ort. Das 

betone ich an dieser Stelle, weil zu diesem The-

ma eine Pressemitteilung vorliegt, die Landesre-

gierung unterrichte „nur scheibchenweise“. Dies 

unterstellt implizit, dass wir mehr wissen, als wir 

sagen. Das ist nicht der Fall. Ich kann diese Aus-

sage sowohl für die Vergangenheit als auch für 

die Gegenwart treffen. Das LBEG informiert 

transparent und vollständig. Seit Bekanntwerden 

waren es 15 Pressemitteilungen, vom MW weite-

re 2. 

Herr Söntgerath leitet das Krisenmanagement 

seit Beginn vor Ort persönlich. Zu keinem Zeit-

punkt sind Klagen über die Zusammenarbeit oder 

über den Informationsfluss laut geworden. Wir in-

formieren nicht nur umfassend, sondern auch 

sehr frühzeitig. Das sieht dann manchmal so aus, 

als würden wir scheibchenweise vorgehen. Aber 

wenn wir über gesicherte Informationen verfügen, 

erfordert es das Prinzip der Transparenz, diese 

auch zu veröffentlichen. 

So haben wir im vorliegenden Fall bei der ermit-

telten Leckage der Bohrung EMLH 51 z. B. zwei 

Informationen herausgegeben, nämlich erstens 

über den Verdacht und zweitens über dessen Be-

stätigung. Viele Fragen - z. B. wie viel Lagerstät-

tenwasser ausgetreten ist - können wir zurzeit 

noch nicht beantworten, weil die Untersuchungen 

in Form von Fördertests andauern. 

Trotzdem halte ich es für richtig, Sie und die Öf-

fentlichkeit sofort und damit frühzeitig über neue 

Erkenntnisse zu informieren. Alles andere wäre 

aus meiner Sicht intransparent; denn nun wissen 

wir gesichert, dass es eine zweite Leckage gibt. 

Inwieweit ist es durch die Leckagen zu einer 

Schädigung des Grundwassers gekommen? - Für 

eine Schädigung des nutzbaren Grundwassers 
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gibt es keinerlei Erkenntnisse - nicht bei der 

EMLH-132- und schon gar nicht bei der EMLH-

51-Leckage. Bei der Bohrung EMLH 51 befindet 

sich das Leck deutlich tiefer als bei der Bohrung 

EMLH 132. Die von den Leckagen betroffenen 

Bereiche finden sich in großer Tiefe und damit im 

großen Abstand zum nutzbaren Grundwasser. 

Das oberflächennahe Grundwasser und die Ober-

flächengewässer werden in diesem Bereich na-

türlich weiterhin beprobt und untersucht, damit wir 

Sicherheit erhalten. 

 

Vom nachfolgenden Vortrag werden nur die 

Passagen wiedergegeben, die inhaltlich über die 

Präsentationsgrafiken hinausgehen. 

 

 

 

Ltd. BergD Söntgerath (LBEG): Mit den monatli-

chen Probenahmen in oberflächennahem Grund-

wasser und Oberflächengewässern an 30 Mess-

stellen wird im Wesentlichen festgestellt, ob die 

Schadstoffe, die bei den beiden Leckagen ausge-

treten sind, in diese Wasserkörper gelangt sind. 

Dieses Messnetz wird durch die flachen Bohrun-

gen F1 und F6 und durch die mitteltiefen Bohrun-

gen M1 und M2 ergänzt. 

Bislang liegen keine Hinweise vor, dass Schad-

stoffe aus den Leckagen in den oberflächenna-

hen Bereich übergetreten sind. 

Mit der Rammkernbohrung RKB1 wurde zunächst 

die Tiefe des Schadens untersucht. Schadstoffe 

wurden in einer Tiefe von 100 bis 145 m festge-

stellt. Dieser Brunnen dient mittlerweile der Sa-

nierung, und zwei weitere Sanierungsbrunnen 

werden zurzeit abgeteuft. Außerdem wird die 

Schadstoffausbreitung untersucht. Auf dieser 

Grundlage wird geprüft, wo weitere Brunnenboh-

rungen anzusetzen sind. 

Aus den fortlaufend gewonnenen Erkenntnissen 

wird die Gefährdungsabschätzung immer weiter 

fortgeschrieben. 

Die für den 1. Dezember 2020 vorgesehene 

10. Sitzung der Projektgruppe Emlichheim soll in 

Nordhorn unter Beteiligung des Landkreises 

Grafschaft Bentheim mit unterer Wasserbehörde, 

des Gewässerkundlichen Landesdienstes - damit 

auch des NLWKN -, der Gemeinde Emlichheim, 

des örtlichen Wasserverbandes sowie - wegen 

der Nähe zur niederländischen Grenze - der nie-

derländischen Gemeinde Emmen und der Provinz 

Drenthe statt. 

 

Die Karte stellt die aktuelle Prognose der flächi-

gen Ausbreitung der Schadstoffe dar. Im oberen 

Bereich der Karte erkennen Sie die Grenze zu 

den Niederlanden; die Bohrung EMLH 132 liegt 

gut 500 m südlich der Grenze.  
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Ausschnittvergrößerung aus der vorangegange-

nen Grafik 

Für die Prognose wurden zwei Szenarien be-

rechnet, deren Ergebnisse durch die beiden ellip-

senähnlichen Linien dargestellt sind. Die größte 

Ausdehnung steht für das Worst-Case-Szenario. 

In diesem Fall würde sich die Schadstoffausbrei-

tung in Längsrichtung über knapp 500 m erstre-

cken. Unter anderen Rahmenbedingungen ergibt 

sich ein kleineres Ausbreitungsgebiet. 

Bislang lag das Hauptaugenmerk auf der Boh-

rung EMLH 132, weil die Schäden oberflächen-

nah liegen, deutlicher ausgeprägt waren und weil 

davon auszugehen war, dass Lagerstättenwasser 

ausgetreten war, was sich im Juli 2019 bestätigt 

hatte. 

Nichtsdestotrotz wurde die Bohrung EMLH 51 mit 

beobachtet und mit Untersuchungen beauf-

schlagt. Besprochen werden diese Maßnahmen 

in der bereits erwähnen Projektgruppe; dann 

werden sie dem Unternehmer auferlegt. 

 

Nach der Anzeige der Korrosionsschäden durch 

den Unternehmer im März 2019 wurden im darauf 

folgenden Monat u. a. die Temperaturen außer-

halb der Bohrung gemessen. Wenn sich dabei 

Ungereimtheiten ergeben, kann dies ein Hinweis 

auf den Austritt von Lagerstättenwasser sein. 

Im Juli 2019 wurde versucht, unter Druck Flüssig-

keit aus der Bohrung herauszudrücken. Nach der 

Vorlage einer vorläufigen Gefährdungsabschät-

zung stellte der Gutachter DNV GL (Det Norske 

Veritas - Germanischer Lloyd) im November 2019 

fest, ein Umweltschaden wie an der Bohrung 

EMLH 132 sei „sehr unwahrscheinlich“, jedoch 

könne „ein Lagerstättenwasseraustritt nicht gänz-

lich ausgeschlossen werden.“ 

Deshalb wurden die Untersuchungen fortgesetzt. 

Damit ein bestimmter Bohrungsteil untersucht 

werden konnte, wurde ein Teil der Bohrung 

EMLH 51 verfüllt - zumal sie als Einpressbohrung 

nicht mehr genutzt wurde - und ein Rückförder-

test vorbereitet. 

 

Für den Rückfördertest wurde eine Pumpe an der 

Bohrung installiert, um zu versuchen, Wasser, 

das die Bohrung umgibt, in die Bohrung hineinzu-

pumpen. 

Bei einem ersten Rückfördertest zur Prüfung ei-

nes Korrosionsschadens im Tiefenbereich von 

763 bis 778 m war keine Förderung möglich. 

Hingegen konnte aus dem Tiefenbereich 540 bis 

560 m Wasser von außerhalb der Bohrung mit ei-

ner Rate von 5 m³ je Tag gefördert werden. Damit 

wurde nachgewiesen, dass es eine Verbindung 

zwischen der Bohrung und dem äußeren Bereich 

gibt. Hierüber haben wir die Öffentlichkeit per 

Pressemitteilung umgehend informiert. 

Gleich anschließend wurde die geförderte Flüs-

sigkeit im Labor untersucht. Die Analysen zeig-

ten, dass sie Lagerstättenwasserbestandteile 

enthielt. Auch hierüber haben wir die Öffentlich-

keit per Pressemitteilung umgehend informiert. 

Der Rückfördertest, mit dem die Bohrung in ver-

schiedenen Tiefenbereichen untersucht wurde, ist 

noch nicht abgeschlossen. Ab dem 15. Septem-
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ber läuft der Test auf dem dritten Intervall - Tiefe 

0 bis 540 m -, obgleich keine Korrosionsstellen 

bekannt sind. 

Erforderlichenfalls werden anschließend die Be-

funde für die Teilintervalle verifiziert und eine 

Cement-Bond-Log-Messung (CBL-Messung) 

durchgeführt. Dabei wird der Zustand der Zemen-

tierung zwischen Bohrungsrohr und Gebirge 

überprüft. 

Die Untersuchungen an der Bohrung EMLH 51 

sind also noch nicht abgeschlossen. Deshalb 

werden in dieser Sache unsererseits weitere 

Pressemitteilungen zu erwarten sein. 

Ich komme nun zu den Maßnahmen, die sich aus 

dieser Situation ergeben haben. 

 

Diese angedachten Änderungen der BVOT wer-

den derzeit mit dem MW diskutiert. 

 

 

Aussprache 

Abg. Miriam Staudte (GRÜNE) meinte, sicherlich 

sei es zu begrüßen, dass das LBEG über den Fall 

Emlichheim jeweils zeitnah informiere. Gleichwohl 

ergebe sich für ihre Fraktion der Eindruck einer 

„scheibchenweisen“ Information, weil die Informa-

tionen wohl beim LBEG selbst zu spät vorlägen. 

Das LBEG sei die Kontrollbehörde. Von daher 

erwarte die Fraktion der Grünen, dass nicht ab-

gewartet werde, bis Informationen von der Erdöl- 

und Erdgasindustrie bereitgestellt würden, son-

dern dass proaktiv relevante Informationen erho-

ben würden. Übertragen auf den vorliegenden 

Fall heiße das, dass das LBEG von sich aus 

nachfrage, wo Rohre z. B. gleicher Art oder glei-

chen Alters im Einsatz seien, und eine entspre-

chende Übersicht aufbaue; denn auch für jene 

Rohre bestehe die Gefahr des Durchrostens. 

Wenn Korrosionsschäden an einem Rohr gemel-

det würden, sei klar, dass es in absehbarer Zeit 

an manchen Stellen vollständig durchgerostet sei. 

Nach einer solchen Meldung gehe es nach An-

sicht der Fraktion der Grünen nicht an, einfach 

nur zu warten, bis Messergebnisse auf erste Le-

ckagen hinwiesen. Vielmehr sollte präventiv ge-

handelt werden, z. B. Ausbesserungsmaßnah-

men und einen Rohraustausch. 

Präsident Mühlenmeier (LBEG) stellte klar, dass 

sich der Informationsfluss, der als „scheibchen-

weise“ kritisiert werde, nicht aus einer absichtli-

chen Verzögerung der Informationsbereitstellung 

durch das Unternehmen ergebe. Vielmehr nehme 

es eine gewisse Zeit in Anspruch, um beispiels-

weise eine Einpressbohrung so umzurüsten, dass 

sie zur abschnittsweisen Rückförderung genutzt 

werden könne. 

In diesem Zusammenhang sei auch daran zu er-

innern, dass die Bohrung EMLH 51 zunächst mit-

tels eines Druckversuchs geprüft worden sei. Da-

bei hätten sich zwar Hinweise auf die Dichtheit 

des Rohrs ergeben, die dem LBEG als Nachweis 

aber nicht ausgereicht hätten; deshalb sei der 

Förderversuch eingeleitet worden. Der Vermu-

tung, dass eine Korrosion zur Leckage führe, sei 

also stringent nachgegangen worden. Daran wer-

de deutlich, dass das LBEG der Herr des Verfah-

rens sei. 

Ltd. BergD Söntgerath (LBEG) ging auf den 

Einwand ein, es sollten im Rahmen eines proakti-

ven Aufsichtsverfahrens vergleichbare Bohrungen 

ermittelt werden. Bei den beiden betroffenen Boh-

rungen handele es sich um Einpressbohrungen, 

wovon es im Zuständigkeitsbereich des LBEG 

161 gebe, erläuterte er. 

Zu den ersten Handlungen, die nach der Kenntnis 

des Vorfalls bei der Bohrung EMLH 132 seitens 

des LBEG ergriffen worden seien, habe eine Ab-

frage bei den Unternehmen gehört. Dabei sei 

nach der Vornutzung der Bohrungen, den genutz-

ten Werkstoffen, den versenkten Fluiden, den 
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Maßnahmen zur Verhinderung von Korrosion und 

nach Überwachungsmaßnahmen gefragt worden, 

um einen Vergleich aller Bohrungen herzustellen. 

Auf dieser Grundlage sei deutlich geworden, dass 

es hier keine andere Bohrung gebe, die die glei-

che Gefährdungssituation wie die Bohrungen 

EMLH 132 und EMLH 51 aufweise. Diese Daten-

erhebung sei bereits abgeschlossen, sodass er, 

Söntgerath, im Vortrag nicht darauf eingegangen 

sei. 

Die Unternehmen müssten über ein System zur 

Überwachung der Integrität der Bohrlöcher - För-

derbohrungen, Einpressbohrungen - verfügen. 

Mittlerweile sei ermittelt worden, dass dieses Sys-

tem tatsächlich für alle Bohrungen zur Verfügung 

stehe, und in nächster Zeit werde es in diesem 

Zusammenhang jeweils näher geprüft. Dazu zäh-

le auch, dass das LBEG gezielt einzelne Bohrun-

gen in Augenschein nehmen werde. Dies sei ein 

laufender Prozess. 

In diesem Zusammenhang werde der Kenntnis-

stand der entsprechenden LBEG-Mitarbeiterinnen 

und -Mitarbeiter zum Thema Bohrlochintegrität 

weiter angehoben. 

Von diesen Maßnahmen profitiere also nicht nur 

der Fall Emlichheim. 

Abg. Miriam Staudte (GRÜNE) griff die Darstel-

lung auf, dass derzeit die Oberflächengewässer 

und das oberflächennahe Grundwasser beprobt 

würden. Wenn Leckagen bekannt seien, müsste 

eigentlich auch andernorts auf gleicher Höhe so-

wie in größerer Tiefe gemessen werden. Es rei-

che nicht aus, nur abzuwarten, bis Schadstoffe im 

oberflächennahen Bereich nachgewiesen wür-

den, um erst dann das Problem anzugehen. 

Die Einrichtung einer Projektgruppe zur Bewälti-

gung des Falls erscheine in der Öffentlichkeit si-

cherlich gut, aber damit sei bis zu einem gewis-

sen Grade auch der Charakter eines runden 

Tischs verbunden. Das LBEG sei aber die Auf-

sichtsbehörde, und diese sollte ab dem Erreichen 

einer gewissen Eingriffsschwelle handeln. Inso-

fern sollte dieser Status des LBEG etwas mehr 

zum Tragen kommen, auch in Form von Vorga-

ben an die Industrie zum Schutz des Grundwas-

sers. 

Präsident Mühlenmeier (LBEG) unterstrich, das 

Hauptziel der Arbeit des LBEG sei in diesem Fall, 

das nutzbare Grundwasser und die Oberflächen-

gewässer zu schützen. Gleichwohl sei klar, dass 

die von der Bohrung EMLH 132 ausgehende Ver-

schmutzung des tiefen Grundwassers durch eine 

Sanierung komplett beseitigt werden müsse; 

denn jede Gefahr, dass die Schadstoffe aufstie-

gen, müsse vollständig ausgeschlossen sein - 

auch wenn die Risiken aufgrund der Geologie 

sehr gering seien. 

Das oberflächennahe Grundwasser und die Ober-

flächengewässer würden nur aus Sicherheits-

gründen beprobt. Aber, wie dargestellt, würden 

auch tiefer liegende Grundwasserkörper beprobt. 

Ltd. BergD Söntgerath (LBEG) ergänzte, mit den 

Messungen im oberflächennahen Grundwasser - 

mithilfe der F-Bohrungen - und in den Oberflä-

chengewässern würden Gefahren für Menschen, 

Tiere und Umwelt ausgeschlossen. Diese würden 

durch Messungen im mitteltiefen und im tiefen 

Bereich - M- und T-Bohrungen - ergänzt. Die tie-

fen Bohrungen erreichten größere Tiefen als die 

Kontaminationen und dienten nicht nur der Pro-

bennahme, sondern auch der Förderung des ver-

unreinigten Grundwassers. 

Abg. Miriam Staudte (GRÜNE) unterstrich, die 

Erfahrung zeige, dass man sich im Bereich der 

Erdöl- und Erdgasförderung in Anbetracht der 

weitgehend fehlenden Zugänglichkeit des Unter-

grunds sehr viele Probleme vorstellen können 

sollte. Daraus leite sich grundsätzlich das Gebot 

einer engmaschigen Kontrolle ab. 

Im schlimmsten Fall werde mit einer ellipsenför-

migen Schadstoffausbreitung über maximal 

500 m gerechnet. Aufgrund der Grundwas-

serströmungen sei aber davon auszugehen, dass 

ein unterirdischer Schadstoffaustritt auf längere 

Sicht überhaupt nicht begrenzt bleibe. 

Die unregelmäßige Form der Schadstoffausbrei-

tung, erläuterte Ltd. BergD Söntgerath (LBEG), 

zeige, in welche Richtung das Grundwasser lang-

sam fließe. Diese Bewegung werde beobachtet. 

Wegen der sehr geringen Fließgeschwindigkeit 

bestehe in den nächsten Jahren nicht die Gefahr, 

dass die Niederlande erreicht würden. Gleichwohl 

sei auch die niederländische Seite hinzugezogen 

worden. 

Auch wenn die Protokolle der Projektgruppensit-

zungen veröffentlicht würden, sei von Interesse, 

meinte Abg. Miriam Staudte (GRÜNE), inwieweit 

das LBEG prüfe, dass Wintershall zeitnah die 

Behörde informiere. 
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Ltd. BergD Söntgerath (LBEG) berichtete, die 

Projektgruppe sei bald nach den Erkenntnissen 

zur Bohrung EMLH 132 im März 2019 mit den be-

reits genannten Mitgliedern gegründet worden. Zu 

den ersten Aufgaben dieser Gruppe habe die Er-

stellung eines Maßnahmenkatalogs gehört. Darin 

würden nicht nur die Maßnahmen selbst formu-

liert, sondern auch Fristen für die Umsetzung 

aufgegeben. Selbstverständlich werde der Kata-

log aufgrund neuer Erkenntnisse fortgeschrieben. 

In jeder Sitzung der Projektgruppe würden die 

Maßnahmen neu bewertet, Termine gesetzt usw. 

In diesem Rahmen kämen LBEG und Wasserbe-

hörde die Rolle zu, die Erforderlichkeit der Maß-

nahmen deutlich zu machen. In der Zusammen-

arbeit der beiden Behörden würden auch die 

rechtlichen Voraussetzungen z. B. für den Rück-

förderversuch, die berg- und wasserrechtlicher 

Natur seien, geschaffen. Im Zweifelsfall stehe 

aber auch noch das Instrument der Anordnung 

zur Verfügung, um Untersuchungs- und Sanie-

rungsmaßnahmen zu realisieren. Bislang seien 

aber alle Fortschritte durch die zuvor genannten 

Formen der Zusammenarbeit erzielt worden. 

Abg. Dr. Dörte Liebetruth (SPD) begrüßte, dass 

sich das LBEG nicht mit den ersten Zusicherun-

gen von Wintershall zufriedengegeben und weite-

re Untersuchungen angestrengt habe. 

 

Der Entwurf für die novellierte BVOT sehe vor, 

dass Messergebnisse an eine ständig besetzte 

Stelle des Unternehmens übertragen werden 

müssten. Insofern ergebe sich die Frage, warum 

die Messdaten nicht an eine öffentliche Stelle 

übertragen werden sollten; denn Unternehmen 

agierten möglicherweise nicht immer zuverlässig. 

So müssten Wintershall Datenunregelmäßigkei-

ten an den fraglichen Bohrungen schon länger 

bekannt gewesen seien; aus diesen Auffälligkei-

ten seien aber keine Konsequenzen gezogen 

worden. 

Zum sogenannten Bohrloch-TÜV interessiere sie, 

wer die Sachverständigen stelle und wer deren 

Unabhängigkeit und Kompetenz prüfe. 

Abschließend fragte die Abgeordnete, wann mit 

dem Inkrafttreten der novellierten BVOT zu rech-

nen sei. 

Präsident Mühlenmeier (LBEG) betonte, sowohl 

der „Bohrloch-TÜV“ als auch die bereits laufen-

den Beprobungen des oberflächennahen Grund-

wassers und der Oberflächengewässer müssten 

ein hohes Maß an Sicherheit gewähren und un-

abhängig vom Förderunternehmen gestaltet wer-

den. Für diese Arbeiten könnten entweder geeig-

nete Dritte herangezogen werden, oder die staat-

lichen Stellen würden selbst tätig. Wegen der ho-

hen Zahl von Bohrlöchern ließe sich die zweite 

Variante in der Praxis kaum umsetzen. 

Vor diesem Hintergrund und auch vor dem Hin-

tergrund der durch Abg. Frau Dr. Liebetruth for-

mulierten Ansprüche erarbeite das LBEG derzeit 

ein System, das sowohl den Möglichkeiten der 

Behörde und der Sachverständigen entspreche, 

aber auch nicht die Unternehmen in Form von ex-

terner Überprüfung überfordere. Die Vorgaben für 

dieses System müssten also dafür sorgen, dass 

sich ein Fall Emlichheim nicht wiederhole, sie 

müssten aber auch in der Praxis realisierbar sein. 

Die entsprechenden vorbereitenden Arbeiten be-

fänden sich derzeit in der Endphase. 

 

*** 
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Tagesordnungspunkt 7: 

Umweltbericht 2021 - Information über die 

Darreichungsform an den Ausschuss 

 

Der Ausschuss nahm eine schriftliche Unterrich-

tung durch die Landesregierung zur Zukunft des 

Umweltberichts und seine Verfügbarkeit im Inter-

net in Anlage 5 entgegen und kam überein, das 

Thema nochmals auf die Tagesordnung zu set-

zen, wenn sich ein weitergehender Informations-

bedarf ergeben sollte. 

 

*** 



Niedersächsischer Weg 

Nachtrag zur 66. Sitzung des Ausschusses für Umwelt, Energie, Bauen und 

Klimaschutz am 21.09.2020 auf die Frage von Frau MdL Staudte zu einem 

Kompensationskataster 

 

In der 66. Sitzung des Ausschusses für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz am 

21.09.2020 hat Minister Lies zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen der SPD und der 

CDU zur Umsetzung des Niedersächsischen Weges unterrichtet. Auf die Unterrich-

tung hat die Abgeordnete Staudte geäußert, dass die mit dem Niedersächsischen 

Weg entwickelten Regelungsvorschläge hinter den Forderungen des Volksbegeh-

rens „Artenvielfalt“ zurückblieben und dass es ein Vollzugsdefizit bei der Überprüfung 

der Umsetzung von angeordneten Ausgleichsmaßnahmen gebe. Sie hat sich in die-

sem Zusammenhang nach den Plänen der Landesregierung für die Einführung eines 

Kompensationskatasters für die Bauleitplanung erkundigt. Der Abgeordneten wurde 

zugesagt, eine Antwort auf ihre Frage nachzureichen. 

 

Sie lautet wie folgt: 

„Im Rahmen des Niedersächsischen Weges wurde zwischen dem Land Niedersach-

sen, NABU, BUND, Landvolk und LWK unter Nr. 7 des Maßnahmenpakets folgende 

Vereinbarung getroffen: 

 

Über ein verpflichtendes Kompensationskataster für die Bauleitplanung können auch 

diese Flächen transparent erfasst werden. So kann eine doppelte Beplanung unbe-

schadet einer qualitativen Aufwertung vermieden und eine Kontrolle der Qualität der 

Flächen gewährleistet werden. Sofern dies im Bundesrecht geändert werden muss, 

wird das Ministerium für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz hierzu auf der 

nächsten Bau- sowie der Umweltministerkonferenz einen Antrag einbringen. So kann 

das Thema für eine Bundesratsinitative vorbereitet werden. Generell ist die Lage der 

Ausgleichsflächen verpflichtend online zu veröffentlichen. Auch eine Kontrolle der 

Durchführung der Maßnahmen und ein Monitoring sind wichtig. Werden Ausgleichs-

flächen nicht korrekt oder gar nicht hergestellt, muss durch die zuständige Behörde 

eine Umsetzung veranlasst werden. […]“ 

 

Mit dieser Vereinbarung wird die Einführung eines Kompensationskatasters für die 

Bauleitplanung in einer Weise umgesetzt, die sogar über die Forderungen des 

Volksbegehrens hinausgeht. 

 

Anlage 1 



Es bleibt dabei, dass im Rahmen der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung der 

zuständigen Zulassungsbehörde auch die nachlaufende Prüfpflicht obliegt: Es ist die 

frist- und sachgerechte Durchführung der Vermeidungs- sowie der festgesetzten 

Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen einschließlich der erforderlichen Unterhaltungs-

maßnahmen zu prüfen. Die Naturschutzbehörden sind aber nicht außen vor. Zum 

einen kann die Zulassungsbehörde, wenn sie sich nicht zu einer ordnungsgemäßen 

Überprüfung in der Lage sieht, die Naturschutzbehörde um Amtshilfe bitten. Zum an-

deren bleiben ungeachtet der Prüfpflicht der Zulassungsbehörde die allgemeinen 

Überwachungspflichten nach dem Naturschutzrecht, die von der Naturschutzbehörde 

wahrzunehmen sind. Stellt die Naturschutzbehörde hierbei einen Verstoß gegen 

Kompensationsverpflichtungen fest, hat sie die Zulassungsbehörde hierüber in 

Kenntnis zu setzen. 

 

Sofern ein Vorhabenträger seinen Kompensationsverpflichtungen nicht oder nicht 

hinreichend nachkommt, bestehen zur Durchsetzung der rechtlichen Verpflichtung 

bereits nach der geltenden Rechtslage die allgemeinen Instrumente des Verwal-

tungszwangs, insbesondere Zwangsgeld und Ersatzvornahme.  

 

Ergänzend wird darauf hingewiesen, dass bereits mit der Drucksache 18/7041 vor-

gesehen ist, die derzeit geltenden, vom BNatSchG abweichenden Vorschriften der 

§§ 5, 7 Abs. 1 und § 43 Abs. 1 NAGBNatSchG aufzuheben, die der Anwendbarkeit 

von §17 Abs. 3 BNatSchG entgegenstehen. Von der Anwendbarkeit von § 17 Abs. 3 

BNatschG – Anwendbarkeit der Eingriffsregelung auch, wenn der Eingriff nicht von 

einer Behörde durchgeführt wird oder einer Zulassung bzw. Anzeige nach anderer 

Rechtsvorschrift bedarf – wird inhaltlich eine Ausweitung der Zulassungserfordernis-

se für Eingriffe in Natur und Landschaft erreicht. Zudem wird in diesen Fällen die Na-

turschutzbehörde Zulassungsbehörde sein und damit auch originär zuständig für die 

Überprüfung, ob Vermeidungs- sowie festgesetzte Ausgleichs- und Ersatzmaßnah-

men ordnungsgemäß durchgeführt worden sind.“ 

 

 



Anlage 2
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Sachstand zu den Schäden an den 

Einpressbohrungen  
Emlichheim 132 und 51 
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Anlage 4



Inhalt 

• Emlichheim 132 - Aktueller Stand und Ausblick 

• Emlichheim 51 – Historie Schadensfall und Sachstand 

• Maßnahmen des LBEG zur Verbesserung der Vorschriften 

und der Aufsicht 



Emlichheim 132 - Aktueller Stand und Ausblick 

• Grund- und Oberflächenwasser-Monitoring 

• Monatliche Beprobung von 30 GW-/OW-Messstellen bzw. -probenahmestellen seit April 2019 

(Stand Mai 2020) 

• Erweiterung durch das Messstellenpaket F1, F6 und M1, M2 

Derzeit liegen keine Hinweise auf das Eintreten von Lagerstättenwasser aus der Einpress-

bohrung EMLH 132 in das oberflächennahe Grundwasser oder Oberflächenwasser vor. 

• Sanierung über den Brunnen „RKB1“ seit November 2019 

• Abteufen zwei weiterer Sanierungsbrunnen „T1“ und „T2“ bis Mitte Juli 2020 

• Ende 2020:  Vorlage eines Vorabzugs „Fortschreibung der Gefährdungsabschätzung EMLH 

132“ mit den Erkenntnissen aus den Sanierungsbrunnen „RKB1“, „T1“, „T2“ für die weitere 

Sanierungsplanung und Weiterentwicklung der Modellierung. 

• 01. Dezember 2020: 10. Sitzung der Projektgruppe Emlichheim 

 

 

    



Emlichheim 132 - Aktueller Stand und Ausblick 

Ausbreitung (simuliert) 

Quelle: 

Ingenieurgesellschaft 

Dr. Schmidt GmbH 



Emlichheim 51 – Maßnahmen 

03/2019  Unternehmer zeigt Korrosionsschäden an 

 

04/2019 Kamerafahrt und erneute Temperaturmessung 

 

07/2019 Drucktest 

 

09/2019  Vorlage einer vorläufige Gefährdungsabschätzung zur EMLH 51 

 

11/2019 Gutachterliche Stellungnahme des DNV-GL (Det Norske Veritas – Germanischer Lloyd) 

 „„… Umweltschaden wie an der EMLH 132 sehr unwahrscheinlich, jedoch kann ein 
 Lagerstättenwasseraustritt nicht gänzlich ausgeschlossen werden.“ 

  

03/2020 Beginn der Vorbereitungen für die Teilverfüllung der EMLH 51 

 

05/2020 Fertigstellung der Teilverfüllung und Vorbereitung für den Rückfördertest 

 

 

 

 
 



Emlichheim 51 – Maßnahmen 

07/2020 Beginn des Rückfördertests 

  

• auf das 1. Intervall (für den Bereich bei 763 – 778 m) 

keine Förderung möglich 

• auf das 2. Intervall ab Mitte August (für den Bereich 540 – 560 m) 

Mitteilung über Rückförderung mit einer Rate von 5 m³/d 

Laboranalysen weisen Lagerstättenwasserbestandteile nach 

Die Erhöhung der Förderrate zeigte kein erhöhtes Zuflusspotential 
(weiterhin 5 m³/d) 

• ab 15.09.2020 Umbau und Test auf das 3. Intervall (für den Bereich 0 – 540 m) 

• anschließend ggfs. weitere Teilintervalle sofern erforderlich und CBL-Messung 



Änderung der Bergverordnung für Tiefbohrungen - BVOT 

• Regelungen im Änderungsentwurf: 

• Die Ringraumdrücke benannter Bohrungen müssen kontinuierlich gemessen und bewertet 

werden. 

• Die Messungen müssen an eine ständig besetzte Stelle übertragen werden. 

• Die Messdaten müssen gespeichert werden. 

• Bohrlöcher und Einbauten müssen durch Sachverständige geprüft werden („Bohrloch-TÜV“) 

• vor erstmaliger Inbetriebnahme,  

• nach wesentlichen Änderungen und  

• regelmäßig wiederkehrend 



Information der Öffentlichkeit 

15 Pressemitteilungen des LBEG zwischen 15.03.2019 und 21.09.2020  

      - Kontinuierliche aktive Information über den Untersuchungs- und Sanierungsstand an beiden 
         Bohrungen 

  2 Pressekonferenzen nach Sitzungen der Projektgruppe am 12.08. und 22.10.2019 

  Bürgerinformationsveranstaltung in Emlichheim am 10.09.2019 

  Diverse Hörfunk- und TV-Beiträge  

        - u. a. Live-Interview mit LBEG-Präsident bei NDR Hallo Niedersachsen am 29.07.2019 

 

 
LBEG.info (FAQ‘s):  

• Veröffentlichung aller 9 Protokolle der 
Projektgruppensitzungen 

• Antworten auf „Häufig gestellte Fragen“ zur EMLH 
132 und EMLH 51 

• Auflistung aller PM‘s und Meldungen mit Verlinkung 
(MW + LBEG) 



Vielen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit! 

 
Kontakt:  

Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie 

Stilleweg 2 

30655 Hannover 

poststelle@lbeg.niedersachsen.de 

 

 

mailto:Poststelle-hannover@lbeg.niedersachsen.de
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Zukunft des Umweltberichts der Landesregierung

Anlass:

- Am 30. Juni 2011 hat der Niedersächsische Landtag beschlossen, dass der Umweltbericht, der 

bislang alle 5 Jahre neu erstellt wird, ausschließlich über das Internet zugänglich gemacht und 

aktualisiert wird (Umweltbericht aktuell halten - nur noch das Internet nutzen - Antrag der 

Fraktionen der CDU und der FDP - Drs. 16/3630 - Beschlussempfehlung des Ausschusses für 

Umwelt und Klimaschutz - Drs. 16/3725 (neu)). 

- Die Entschließung ist einstimmig, also mit den Stimmen von CDU, SPD, Grünen, FDP und 

Linken gefasst worden.



Zukunft des Umweltberichts der Landesregierung

Ist-Zustand:

- Umweltbericht kompakte Datenzusammenstellung und umfassende Basis für die 
Beurteilung der natürlichen Lebensgrundlagen. 

- Genügt den auferlegten Pflichten des NUIG zur regelmäßigen Berichterstattung.

- Erstellung eines neuen Umweltberichtes (einmal pro Legislaturperiode, alle 5 Jahre):
neue, modernisierte Themen und Inhalte 
Vorlauf von ca. 18 Monaten

- Seit 2011 über das Internet verfügbar, seither erfolgen die Aktualisierungen der Daten und 
Fakten im Internet jährlich.

- Allerdings: Daten und Fakten zum Zustand der Umwelt in Niedersachsen sind mittlerweile 
über das Internet verfügbar (Umweltministerium und andere Ressorts)

- Da der Umweltbericht statisch ist, entsteht eine Diskrepanz zwischen den dargestellten 
Inhalten und den fortwährend aktualisieren Themenseiten der Anbieter.



Zukunft des Umweltberichts der Landesregierung

Darstellungsform NEU:

- Der Umweltbericht gibt eine Übersicht über die im Internet verfügbaren Daten (Internetseiten 
des MU und weiteren Ressorts) über die Internetseite www.umweltbericht.niedersachsen.de

- gebündelte und übersichtliche Darstellung (dabei wird ein Thema kurz zusammengefasst 
und dann ein Link auf den entsprechenden Beitrag im Internetauftritt gesetzt)

- Wie im LT-Beschluss 18/3806 festgelegt (siehe dritter Absatz) – soll die Zusammenstellung 
der Themen regelmäßig aktualisiert und die Links nach ihrer Gültigkeit überprüft werden. Die 
regelmäßige Pflege und Aktualisierung geschieht in Zusammenarbeit mit den jeweiligen 
Fachreferaten und obliegt der Online-Redaktion des Ministeriums für Umwelt, Energie, 
Bauen und Klimaschutz.

http://www.umweltbericht.niedersachsen.de/


Zukunft des Umweltberichts der Landesregierung

https://www.umwelt.niedersachsen.de/startseite/umweltbericht/wasser_ist_leben/

https://www.umwelt.niedersachsen.de/startseite/umweltbericht/wasser_ist_leben/


Zukunft des Umweltberichts der Landesregierung

https://www.umwelt.niedersachsen.de/boeden-und-bodenschutz-88803.html

https://www.umwelt.niedersachsen.de/boeden-und-bodenschutz-88803.html


Zukunft des Umweltberichts der Landesregierung

https://www.umwelt.niedersachsen.de/umweltbericht/natur/

https://www.umwelt.niedersachsen.de/umweltbericht/natur/


Zukunft des Umweltberichts der Landesregierung

https://www.umwelt.niedersachsen.de/umweltbericht/klima/

https://www.umwelt.niedersachsen.de/umweltbericht/klima/


Zukunft des Umweltberichts der Landesregierung

https://www.umwelt.niedersachsen.de/startseite/umweltbericht/100_prozent_erneuerbare_energien_bis_2050/

https://www.umwelt.niedersachsen.de/startseite/umweltbericht/100_prozent_erneuerbare_energien_bis_2050/


Zukunft des Umweltberichts der Landesregierung

https://www.umwelt.niedersachsen.de/umweltbericht/atompolitik/

https://www.umwelt.niedersachsen.de/umweltbericht/atompolitik/


Zukunft des Umweltberichts der Landesregierung

https://www.umwelt.niedersachsen.de/startseite/themen/luftqualitat/

https://www.umwelt.niedersachsen.de/startseite/themen/luftqualitat/


Zukunft des Umweltberichts der Landesregierung

https://www.umwelt.niedersachsen.de/startseite/umweltbericht/weniger_larm_mehr_lebensqualitat/

https://www.umwelt.niedersachsen.de/startseite/umweltbericht/weniger_larm_mehr_lebensqualitat/


Zukunft des Umweltberichts der Landesregierung

https://www.umwelt.niedersachsen.de/umweltbericht/abfall/

https://www.umwelt.niedersachsen.de/umweltbericht/abfall/


Zukunft des Umweltberichts der Landesregierung

https://www.umwelt.niedersachsen.de/umweltbericht/umweltbildung/

https://www.umwelt.niedersachsen.de/umweltbericht/umweltbildung/


Zukunft des Umweltberichts der Landesregierung

https://www.umwelt.niedersachsen.de/umweltbericht/umweltinformation/

https://www.umwelt.niedersachsen.de/umweltbericht/umweltinformation/



